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AngrUf auf allen Fronten 
Die Tückläufige Konjunktur und das Entstehen von 

Krisenherden in Westdeutschland haben zu einem allge­
meinen Angriff des Unternehmertums und der Reaktion 
geführt. Die Grundsätze zu einer Reform der Kranken­
versicherung sind vom Kabinett verabschiedet worden. 
Die in ihnen enthaltene sogenannte "SelbstbeteiligungU an 
Arzt-, Arznei- und Krankenhauskosten ist der Auftakt 
einer folgenschweren Verschlechterung der sozialen Rech­
te der Arbeiter und Angestellten. Der Rücktritt des So­
zialbeiraies beleuchtet drastisch das Rentnerelend, das 
jene regierenden Stellen vollkommen ungerührt l äßt, die 
den Milliardenreigen der Rüstungsausgaben in Szene 
setzen. 

Der Mannesmann-Konzern. die Firma mit dem größten 
Umsatz ganz Westdeutschlands, hat mit einem Feder­
strich beschlossen, sich ihre formell unabhängigen Toch­
tergesellschaften einzugliedern, womit die in diesen gü]­
tigen Mitbestimmungsrechte hinfällig geworden sind. Daß 
die Maßnahme die Ausschaltung des bisherigen gewerk­
schaftlichen Einflusses zum Zwecke hat, beweist die 
Ueberrumpelung der Arbeitoehmervertreter im Aufsichts­
rat. Man h at ihnen in der Sitzung den Beschluß vorge­
lesen und nicht einmal ihrem Verlangen Genüge gelei­
stet, ihn ihnen schriftlich auszuhändigen. Vl i n k hau s • 
der allgewaltige Generaldirektor des Konzerns, t eilte der 
Presse ungeniert mit, man habe es für richtig gehalten, 
nur "vertrauenswürdige und sachverständige" AufsiChts­
ratsmitglieder einzuweihen. 

Der Mannesmann-Konzern mit seinen 170 Mill. RM 
Kapital sollte noch vor ein paar J a hren in drei Multer ­
gesellschaften und zwanzig Tochtergesellschaften zerlegt 
werden, um übermäßige Machtkonzentration auszuschal­
ten. Heute verfügt er über ein Aktienkapital von 560 MiU. 
DM und 48 Gesellsdlaften im Inland sowie 27 Beteiligun­
gen im Ausland. Seine Rohstahlkapazität beträgt 2 Mil­
lionen Jahrestonnen, er verfügt über beinahe die Hälfte 
der westdeutschen Produktion von nahtlosen und ge­
schweißten Röhren. Der Bruttoumsatz ist von 1,6 Mrd. 
DM im J ahre 1952 auf rund 4 Mrd. DM im Jahre 1957 
angeschwollen, die Beschäftigtenzahl erhöhte sich im 
gleichen Zeitraum von 30000 auf 76 400. Der Schlag Man­
n esmanns gegen die Mitbestimmungsrechte ist bei allen 
gegenteiligen Versicherungen nichts anderes al s die Schaf­
fung eines Präzedenzfalles. Der schwerindustrielle Gigant 
macht sich zum Vorreiter seiner Kollegen im Bemühen, 
gewerkschaftliche R echte auszulöschen. Denn was Man­
nesmann recht ist, wird den anderen Stahlbaronen nur 
billig sein. 

Was sich hier auf wirtschaftlichem Gebiete vollzieh t, 
ist die Ergänzung der von der Bundesregierung angekün­
digten Scbarfmacbergesetze, die ein Notstandsrecbt u nd 
die Beschränkung der Pressefreiheit erreichen sollen. In 
einer solchen Atmosphäre konnte es nicht ausbleiben, daß 
früher oder später das Rückgrat der heutigen westdeut­
sdlen Arbeiterbewegung ins Mark getroffen werden soll­
te. Der Anschlag ist eher 'früher a ls später gekommen. 
Der erste Senat des Bnndesarbeitsgerlchtes hat zu Kassel 
ein Grundsatzurteil gefällt. das der bisher ernsteste An­
griff gegen das Streikrechl ist. 

Nach dieser Entscheidung wird die IG Metall wegen 
Verletzung der von ihr im Schiedsabkommen unterzeich­
neten Friedenspflicht zum Schadenersatz an die klagen­
den sdl1eswig-holsteiniscb.en Metallindustriellen verur­
teilt. Es versteht sich, daß das im Ernstfall bedeutet, daß 
der Gerichtsvollzieher sich der Gewerkschaftskasse be­
mächtigen könnte. Daß es sich um ein rein politisches 
Urteil mit antigewerkschafllicher Spitze handelt, wie Kol­
lege Otto B ren n e r sofort erklärte, ergibt sich aus der 
juristischen Fadenscheinigkeit der Begründung des Ge­
richtsvorsitzenden, Prof. Ni P per d e y. den verschiedene 
Illusionäre im Gewerkschaftsbund als eine "uns nahe­
stehende Persönlichkelt" angesehen haben. 

Angeblich habe die IG Metall die fünftägige Friedens­
pflicht zwischen dem Scheitern der Verhandlungen und 
dem Ergreifen von Kampfmaßnahmen nidlt eingehalten. 
Da der Vorstand der IG Metall, also die einzige zu 
Karnpfbesch}üssen statuarisch berechtigte Körperschaft, 
diese Frist genau eingehalten hat und erst am 4. Okto­
ber 1956, d. h. am sechsten Tage nach dem Scheitern der 
Verhandlungen, die Urabstimmung beschloß, hat das 
Bundesarbeitsgericht sich eines Advokatenkniffes bedient. 

Es hat die an sich unverbindliche Empfehlung der Gro ... 
ßen Tarifkonunission, zur Urabstimmung zu sebreiten, 
eine Empfehlung, die einen Tag nach dem Scheitern da­
Verhandlungen erging, als Kampfmaßnahme dekla­
riert und, darauf fußend, d ie Gewerkschaft des Bruches 
ihrer Verpflichtung bezichtigt, fünf Tage abzuwarten. 
Daß die Empfehlung der Großen Tarifkommission tat­
sächlich nicht bindenden Charakter hat, zeigt ein Blick ' 
in die Statuten. Daß aber selbst eine Urabstimmung noch 
nicht Streik bedeutet, weiß der Herr Prof. Nipperdey be­
stimmt noch von der l etzten Lohnbewegung an der Ruhr, 
wo trotz überwältigenden Urabstirnmungsergebnisses der 
Streik knapp vor Beginn abgeblasen worden ist. 

Die Darlegung des Bundesarbeitsgerichtes, daß als 
"Kampfmaßnahme im allgemeinen Sprachgebraudl und 
im Sinne des Arbeitskampfrecbtes ... alle Maßnahmen 
anzusehen (sind), die den Verhandlungspartner unter den 
unmittelbaren Druck: eingeleiteter Arbeitskämpfe setzen 
und damit seine Entscheidungsfreiheit beeinträchtigen. 
Kampfmaßnahme ist jede Maßnahme, die an Stelle freien 
Verhandelns den Zwang, den Druck zum Billigen der 
Forderung oder jedenialls zum Nachgeben setzen soll, 
aus Furcht vor Nachteilen und Verlusten", ist eine for­
maljuristische Heuchelei. 

D enn jede Verhandlung zwischen Unternehmern und 
Gewerkschaften kommt nur dann zustande, wenn sich 
irgend ein Druck. bemerkbar macht. Ohne solchen Druck 
hat sich noch kein Unternehmer bereit gefunden zu ver­
handel n. Ebensogut könnte das Bundesarbeitsgericht jedes 
Flugblatt verbieten, jede Disku~sion in den Betrieben, 
was nichts anderes als das Auslösen eines gewissen Druk­
kes ist. Und vollends ist die Verfemung des gewerk­
schaftlichen Druckes l ächerlich, weil er Schaden bringen 
k önnte. Die gewerkschaftliche Strategie muß gerade den 
Unternehmern den größtmöglichen Scha den zuzufügen 
suchen, um ihr Ziel zu erreidleD. Oder gla uben die pro­
fessoralen Leuchten des Bundesarbeitsgerichtes, ohne von 
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Schaden bedroht zu sein, würde irgend ein Arbeitgeber­
verband gewerkschaftlichen Forderungen weichen? 

Indem das Bundesarbeitsgericht die Vorbereitung eines 
eventuellen Streiks mit der Regreßpflicbt belegt, zielt es 
auf die Verhinderung von Streiks überhaupt, d. h. engt 
es das Koalitionsrecht scharf ein. Die Unternehmer könn­
ten es sich beispielsweise erlauben, jeweils fünf Tage 
nach dem Scheitern von Verhandlungen neue Zusammen­
künfte einzuberufen, nach deren ergebnislosem Ausgang 
man in Vleiteren fünf Tagen das Spiel von vorne anfängt. 
Und in der Zwischenzeit dürften die Gewerkschaften nicht 
einmal eine Urabstimmung der Mitgliedschaft durch­
führen ... 

Aus diesem Grunde ist das Urteil rein politischer Na­
tur und ein Versuchsballon, inwieweit mClD die Gewerk­
schaften herausfordern kann. Auch spekulieren seine Ur­
heber auf gewisse Schwächen der gewerkschaftlichen Pe­
ripherie, in der man gar nicht selten das Wort vernehmen 
kann, man werde eben die Beitragszahlung einstellen, 
wenn die Streikgelder "sowieso" als Schadenersatz in die 
Taschen der Fabrikanten fließen sollen. J edoch hat das 
Urteil auch des guten ein bißchen zu viel erreicht, wie 
aus manchen Kommentaren der bürgerlich.en Presse her­
vorgeht. Denn es ist eine freiwillige Schiedsordnung, an 
die eine stattliche Zahl Gewerkschaftsführer ihr Herz 
ge.l-t~ngt hat, die sich als zuschnappende Falle erwies. Das 
Kasseler Urteil h at Sinn und Bedeutung der Schlichtung 
erneut in den Vordergrund gestellt. 

Im allgemeinen war man in den Kreisen der west­
deutschen Gewerkschaftsführer der Ansicht, daß eine frei­
willige Schlichtung das probate Gegengift zur andernfalls 
drohenden s taatliChen Zwangsschlichtung sei, daß es sogar 
recht schlau sei, freiwillige Schlichtungsverträge abzu ­
schließen, da man damit dem staatlichen Eingriff quasi 
den Wind aus den Segeln nehme. Als im Jabre 1954 der 
DGB zusammen mit der Bundesvereinigung der deutschen 
Arbeitgeberverbände die "gemeinsame Empfehlung" einer 
Sc..'ilichtungsordnung ausarbeitete und deren Annahme 
den Industriegewerkschaften ans Herz legte, schrieben 
wir in ARPO 19/1954 unter dem Titel "Die Schlichtung -
eine Waf!e der Unternehmer": 
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"Die freiwillige Schlichtung ist kein Gegensat z und 
keine Gegenlösung zur Staatsschlichtung, ... vielmehr 
begünstigt die freiwillige die staatliche Schlichtung, 
deren Vorläufer und Vvegbereiter die erstere ist ... 

Bei der vom DGB-Vorstand befürworteten Schlich­
tungsordnung ist nur ihre Annahme freiwillig. Sobald 
dies aber geschehen ist, hat sie bindenden und ver­
pflic.":ltenden Charakter, wobei die Fristenfestsetzung 
in den einzelnen Verfahrensetappen ein recht beque­
mes Mittel gibt, einen fälligen Lohnkarnpf solange zu 
verschleppen, bis der für die Gewerkschaft ungünstig­
ste Moment erreicht ist. Aber noch nicht einmal das ist 
der springende Punkt. 

Jeder Lohnkarnpf ist eine gesellschaftliche Ausein­
andersetzung, in der das Kapital soviel verliert, wie 
die Arbeiter heraussd:1lagen und umgekehrt. Es sind 
diametral entgegengesetzte Interessen, die sich gegen­
überstehen. Die Tendenz jedes der beiden lnteressier­
ten wird daher immer darauf hinauslaufen, durch 
Anwendung seiner sozialen und ökonomischen Macht 
dem anderen seinen Willen aufzuzwingen. Wesentlich 
ist also, den Arm frei zu haben, um gegebe­
nenfalls durch Streik oder Aussperrung sich durchzu­
setzen. Kommt ein Kompromiß zustande, so nur da­
durch, daß beide Teile die Waffe und die Kraft des 
anderen fürchten und es vorzieben, sich auf halbem 
Wege zu treffen. 

Mit der freiwilligen Schlid1tungsordnung ändert 
siCh das. Das Unternehmertum verfügt jetzt über ju­
ristisch verbindliche Klauseln wie etwa das Verbot 
von Kampfmaßnahmen während des Sdllichtungsver­
fahrens. Es wird die Debatten in die Länge ziehen und 
Verschleppungstaktik betreiben. Ist der faule Vor­
wand der ganzen SchHchterei, man müsse ohne Streik 
zu einer einigung kommen, so verändert gerade der 
Mechanismus des Schlicbtungsverfahrens die Lage so 

zugunsten der Unternehmer, daß diese gar kein Inter­
esse an einer Einigung haben und daher nicht bereit 
sind nachzugeben, wie sie dies unter der direkten und 
jederzeitigen Streikdrohung getan hätten. Resultat ist, 
daß in den Schlichtungsgremien keine Resul tate er­
zielt werden. 

Und in diesem Falle drängt sich der logische Ab­
schluß, die logische Krönung des ganzen Schlichtungs­
wesens von selbst auf: zwangsweise Verbindlichkeits­
erklärung durch den Staat. Hat man sich einmal -
und sei es auch frei willig - zu dem Grundgedanken 
des Schlichtungswesens bekannt, "daß nicht der Streik, 
sondern die Verständigung der Tarifpartner wichtig 
sei", so folgt aus dem unvermeidlichen Festrennen der 
verständigungssüchtigen Parteien, daß eine sogenann - . 
t e "neutrale" Ins tanz, gewöhnlich der Staat, diese Ver­
s tändigung (die ja wichtiger als der Streik ist) de­
kretiert." 
Die Freiwilligkeit der Abmachung hat den Staat in 

Gestalt des Bundesarbeitsgerichtes nicht gehindert, einzu­
greifen, um durch die eigentümliche Auslegung des Be­
griffes der Kampfmaßnahmen das Element des staat­
lichen Zwanges einzuführen. Die innere Logik jeder 
Schlichtung, die dazu führt, d aß die freiwillige an einem 
bestimmten Punkte in die Zwangsschlichtung umschlägt, 
hat sich bewährt und jetzt wenigstens dazu geführt, daß 
man im Vorstand erwägt, die Schlichtungsvereinbarungen 
aufzukündigen. 

Es ist übrigens nicht uninteressant zu beobachten, an 
welchen Zeitpunkten das Unternehmertum mit solchen 
Vorschlägen hervortritt. Auf den ersten Blick mag es 
seltsam erscheinen, daß die SchHchtungsempfehlung im 
Herbst 1954 vorgetragen wurde. Das Jahr 1954 war näm­
lieh ein 'Wendepunkt in der Einste llung der Arbeiter. Die 
große Lohnbewegung der Metallarbeiter in Baden-Würt­
temberg war die erste, die diesen Namen wirklich verdient 
hat, und bald folgte ihr der Bayernstreik. Die Schlich­
tungsbemühungen waren für die Unternehmer ein Vor­
beuguogsmittel gegen eine für sie bedrohliche Stimmungs­
änderung in der Arbeiterschaft, von der noch die soge­
nannten wilden Streiks 1955 in Hamburg, Kassel und 
Bremen Zeugnis ablegten. Auf die Bewegung von Schles­
wig-Holstein und der im Sodener Kompromiß endenden 
antwortete das Unternehmertum mit dem Verlangen nach 
der "Versachlichung der Lohnpolitik". Das Urteil von 
Kassel ist die Antwort auf die Verhandlungen des Me­
tallarbeiterkongresses von Nürnberg, der den herrschen­
den Gewalten in Westdeutscbland schwer im Magen liegt. 

In der Bundesrepublik mag man vom "sozialen Frie­
den" träumen und "Ordnungen" ausarbeiten, die ihn 
sichern sollen, in der harten Wirklichkeit jedoch sind es 
Waffen, die zur Knebelung der Bestrebungen der Arbei­
t erschaft dienen. Ob der Kasseler Versuchsballon platzt 
oder nicht, hängt von der Artwort der Gewerkschaften 
ab. Fällt diese nicht energisch genug aus, wird der Geg­
ner zu neuen und weitreichenderen Vorstößen ermuntert. 
Der Vorstand der IG Metall hat angekündigt, daß er die 
Rechtmäßigkeit des Kasseler Urteils vom Bundesverfas­
sungsgericht durch eine Verfassungsbeschwerde prüfen 
lassen will. Was dabei herauskommen wird, steht freilich 
vorerst in den Sternen geschrieben. 

Die entscheidende Maßnahme ist aber die die Klage 
beglei tende "breite Versammlungs- und Aufklärungs­
kampagne", die der Metall-Vorstand angekündigt hat. 
Sie läuft auf eine Mobilmachung der Mitgliedschaft nicht 
nur der IG Metall, sondern auch der anderen ebenso 
betroffenen Industriegewerkschaft.en hinaus. Vom Aus­
maß der gewerkschaftlichen Protestbewegung hängt ab, 
ob der Anschlag zurückgewiesen werden wird oder ob es 
zwn zweiten Akt der Kapitulation kommen wird, deren 
Folgen nicht minder demoralisierend sein würden wie 
die des ersten, nämlich jener in Fragen Betriebsverfas­
sungsgesetz. 

Ein Blick auf die Schlußfolgerungen, die der Gesamt­
verband der metallindustriellen Arbeitgeberverbände aus 
dem Kasseler Spruch gezogen hat, unterstreicht den Ernst 
der Lage. Nach der "Stuttgarter Zeitung" vom 3. Novem-
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Der Ausgang der ameri.kanisdten Wahlen 

Die Republikanische Partei hat bei den Wahlen zum 
amer ikanischen Kongreß eine vernichtende Niederlage 
erlitten.- Das Repräsentantenhaus is t jetzt gänzlich in den 
Händen der Demokr aten, die Republikaner bilden dort 
nur mehr eine ohnmächtige Minderheit. Im Senat ist es 
k aum anders. In Amerika wird zwar die Politik, die 
innere wie die äußere, in erster Linie vom Pl'ä sidenten 
und von den von ihm ernannten Staatssekretären ge­
macht. Ei s e n h 0 wer ist jetzt jedom so isoliert, daß 
vor allem in innerpolitischen St.reiUragen Schlappen für 
ihn unvermeidlich sind. Ob das auch in außerpolitischen 
Fragen geschehen wird, das s teht alle rd ings auf einem 
andern Bla tt. 

Das amerikanische Parteiwesen unterscheidet sich 
grundsätzlich von dem der bürgerlichen Demokratien in 
Europa. Begriffe wie konservativ oder liberal, reaktionär 
oder for tschrittlich sind inbezug auf das Pa rtei wesen dort 
anders aufzufassen, als wir es gewohnt sind. Die beiden 
einzigen Massenparteien, die Republikaner sowohl als 
auch die Demokraten; haben je einen konservativen und 
einen liberalen Flügel, beide st ehen grundsätzlich und 
praktisch auf dem Boden des Privateigentums, beide leh­
nen den Sozialismus jeder Art ab. 

Das verführt oberflächliche Beobachter immer wieder 
dazu alles in einen Topf zu werfen und die beiden P ar­
teien' einfach als eine Anhäufung von Cliquen zu betrach­
ten die einander im grundsatzlosen K ampf die Beute in 
Ge~talt vo-n s taa tlichen 'Pfründen und sons tigen ein träg­
Hc:hen Posten sowie der Korruptionsgelder der Monopole 
s lreitig mach~n. Das enthält ein Körnchen Wahrheit, aber 
nur ein Körnchen und trifft nich t das Wesen der Sache. 
Denn wäre dem so so müßten die Vereinigten Staaten 
ein unzivilisiertes, ~och nicht entwickeltes Land sein, wO 
die Gegensätze der verschiedenen Klassen und Gru~pen 
sicli. in ihrer Mannigfaltigkeit noch nicht herausgebildet 
haben. 

In Wirklichkei t ist es gen au umgekehrt. In Nord­
amerika hat d ie menschliche Ziv ilisa tion ohne Zweifel 
ihren höchsten Stand erreicht - wohlgemerkt, die Zivi­
lisation nicht die Kultur, denn die amerika nische Klas­
sengese'uschaft ist bis heute so gut wie kultur los .. Die 
kapit alistische Produktionswei..se ist dort fast in Jeder 
Beziehung am höchsten entw ickelt, in der Hauptsache 
darum weil ihr von Anfang an n ich t die t ausend Hin­
demis~e in Gestalt . von Ueberlieferungen aus anderen 
Epochen entgegenstanden wie in EuroI;la ~nd an<:lerswo. 
auf der We~t. Dort konn te sich der KapItalismus blS ~m 
heutigen Tage schier schrankenl.?s . entf~lten .und dle?e 
uneingeschränkten EntlaltungsmoglIchkeIten 1m Verem 
mit den ·großen ...... Naturschätzen sind es ger a de, die d~.n 

. ungeheuren Reichtum, den Ueberfluß schufen, der fur 
dieses L and charakteristisch ist. 

, Der' Ueberfiuß ist so groß, daß in normalen Zeit.eo, 
wenn nicht d ie Krise h errscht , auch die unter sten Schicl),-
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ber verpfiicl}tet die Tariiautonomie beide Tarifpartner, 
"zu gleichen ';reilen die Verantwortung für die Erhaltung 
des Arbeitsfriedens im Interesse der Allgemeinheit" zu 
tragen. Smon llinter . dieser ' Formel steckt eine Drohung. 
Dann heißt es : "Kampfmaßnahmen widerspr echen wirk­
lich freien Verhandlungen zwischen den Tarifpartnern. 
K ampfm;ißnahme in 'diesem Sinne is t jede Aktion, die. 
ge'eignet . ist, eIn en 'muck al.Jf den Tarifpartner auszu­
üben": Woraus sich mit zwin gender Logik erg ibt: "Ist der 
BesChluß zur Streikurabstimmung unzulässig, so ist es auch 
ger gesamte Streik, und alle daraus entst ehenden Schä­
den müssen ersetzt' werden. Wer s treikt, trägt auch das 
RiSikO des Kampfes." Die Howaldtswerke n aben denn 
auch gleich die Klein igkeit von· 100 Mill . DM Schaden an-
gemeldet. -
'. :bas K asseler Urteil bestätigt den alten Satz: Verfas­
sp~,gsfragen sind Machtfra~en. Was in ~er Verfassung 
verprieft ist, beispielsweise das Streikrecht, hat nur so­
vjeI Ge~jd1f \\rfe an r ealer Kraft dahintersteht. Deshalb 
wird auch vom Aufgebot der .realen .gewerkscha'ftlichen 
Kraft abhängen, wa~ n ach_ dem K asseler Urteil kommt. 
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ten der Gesellschaft von ihm erreicht werden. Dadurch 
hat sich bis zum heutigen Tage keine politisch ausge­
richtete Arbeiterbewegung entwickeln können .- Die ent­
scheidenden Schichten der Arbeiterklasse' profitieren aus 
den Gegensätzen im bürgerlichen Lager , sie nutzen diese 
Gegensätze zu ihTen Gunsten aus und das genügt ihnen. 
Der Wille zur Durc..'1setzung der speziellen Klassenforde­
rungen der Al'beiter hat sich noch nicht zur Bildung einer 
eigenen politischen Partei verdichtet. Den amerikanischen 
Ar beitern genügt in ihrer Masse di e Gewerkschaftsbewe.­
gung, die nicht ohn e Erfolg den Kampf um den Anteil 
am Sozialprodukt führt. 

Worin unterscheiden s ich nun die beiden Massenpar­
teien der Republikaner und der Demokraten? UrsprÜßg­
l(ch waren die Republikaner die Vertreter des kapitali­
stischen Nordenos, die Demokrati sche P artei die Vertre­
terin der ehemaligen, im Bürgerkrieg von 1861-63 be­
siegten Sklavenhalter in den Südstaaten. Aber in fast 
einem J ahrhundert haben sich die Verhältnisse und mit 
ihnen die Begriffe stark gewandelt. 

Die Republikanische P a rtei ist die Vertreterin des. 
ausgeprägten amerikanischen Imperialismus geworden, 
wie er besonders um die J a hrhundertwende außenpoli­
tisch durch die Eroberungen in Mittela merika und in Ost­
as ien zum Ausdruck kam. Ihr Massenanhang erstreckte 
sich von Nordosten durch den Mittelwesten bis nach Ka­
lifornien. Im Süden konnte sie nie e twas werden . Sie gilt 
als die Partei des Vollblutamerikaners schlechthin, des 
Yankees. Die Demokratische Partei dagegen ent wickelte 
sich im Laufe der J ahrzehnte zur P a rtei der noch nicht 
voll amerikanisierten Einwanderermassen und deren 
Nachkömmlingen. New York war bezeichnenderweise fast 
immer ihre H ochburg. Die Grenzen zwischen beiden P ar­
teien' s ind aber recht fl ießend. Es wäre ganz falsch, die 
Demokratische Partei etwa a ls eine antikapitalistische 
Partei hinzustellen. Dergleichen wie etwa die 'englische 
Arbei terpartei gibt es in Amerika als M assenpartei über­
haupt nicht. Sozialisten und Kommunisten sind fremdes 
Gewächs. Sie sind über das ' Sektenstadium nicht hin­
ausgekommen. 

Der erste R 0 0 S e v e 1 t, ein Republikaner, war um 
die J ahrhundertwende wohl der typischste Vertreter des 
klassischen amerikanischen Imperialismus .. ' Der zweite 
R 0 0 s e v e 1 t, ein Demokrat, begann in der großen 
Wirtschaftskrise vor dem zweiten Weltkrieg mit der 
Sozialpolitik amerikanischen Schlages, dem New Deal. 
In den l etzten J ahrzehnten ist' der Stern der Republika­
ner, der "Großen Alten Partei", im Sink~n. Die Liberalen 
konnten sieb innerhalb der Partei gegenüber den hand­
festen Reaktionären, die durdl Sondergesetze unter an.­
derem auch die Gewerkschaften zu knebeln versuchten, 
immer weniger durchsetzen. E isenhower, der eigentlich, 
ein Außenseiter ist, gab ihnen durch seinen Nimbus yor-: 
übergehend n ochmals einen starken Auftrieb. Do~ das 
is t jetzt vorbei, Eisenhower ist von den enttä}lschtel?­
Massen bereits zum alten Eisen geworfen worden. , 

Die Demokraten des Süden s, die Nachfahre'n der Skla­
venhalter und verbissenen Neg·erfeinde, Reaktionä re 
reinsten Wassers, beherrSchen die Demokrt;ltische P artei 
schon lange nicht mehr. Sie sind zu ihrem Anhängsel 

- geworden, zu einem lästigen Anhängsel sogar, sie ~erden 
als eine Art reaktionärer Wurmfortsatz mitgeschleppt. 
Der Massenanhang der Demokraten ersbieckte sicH schön 
seit langer Zeit weit" über die Südstaat en hinaus, jetzt 
s ind sie in die bish erigen Hochpurgen der Republikaner 
w ie Kalifornien und die Neuenglandstaaten ah der Ost.; 
küste vorgedrungen . . ,-

Was ist nun die Ursache dieses Erdrutsches? Es wäre 
falsch, sie etwa in, der verfehl ten Außenpolitpc- -der Ver­
einigten Staaten zu suchen. M an m ag sich wohl über .den 
"Senator von Formosa", w ie der reaktionäre kalifor-nische 
P olitiker K n 0 w I a n d oft genannt wird, lustig ,machen; 
und bei seiner jetzigen . Niederlage berechtigte Schaden,... 
freude ~mpfinden, aber die überwältigende . Masse· ,der 
Durchsclmjttswähler in Amerika läßt sich bei der. ·Stimm­
abgabe keineswegs von außenpolitischen Erwägungen ··lei-~ 
ten. Die Außenpolitik is t für s ie eine terra- incogni\a, .ein 
unbekanntes Land. Man überläßt s ie neidlos den Spez.ia~ 
listen. Es sind durchweg die inner,politiscti-en :,und die 
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wirtschaftlichen Probleme, die bei der Stimmabgabe den 
Ausschlag geben. Daß die Zahl der Arbeitslosen auf mehr 
als fünf Millionen angestiegen war, wurde den Republi­
kanern sicher weit mehr angekreidet, als die Freund­
schaft von D u 11 e s mi t T s chi a n g - Kai -s c h e k. 
Die mannigfachen Schwierigkeiten, in die viele Industrie­
zweige durdl das Abflauen der Konjunktur geraten 
waren, haben die allgemeine Unzufriedenheit gesteigert 
und das Gefühl hervorgerufen, daß durch einen Partei­
wechsel an der Spitze "etwas in Ordnung gebracht wer­
den müßte". 

Zwei Umstände sind es zurnal, die bei Einschätzung 
der politischen Stimmung, wie sie in den Wahlen durch 
den Sieg der Demokraten zum Ausdruck gekommen ist, 
nicht übersehen werden dürfen. Das eine Ist die unzwei­
felhaft vorhandene allgemeine Linksentwicklung und das 
andere die starke Stell ang der amerikanischen Gewerk­
schaften bei den politischen Auseinandersetzungen. Ueber 
den Rahmen der beiden Massenparteien hJnaus und quer 
durch sie ist ein starker Ruck nach Hnks zum Ausdruck 
gekommen. Die alten verkalkten Politiker reaktionären 
Schlages sind in den Hintergrund gedrängt worden, be­
trübten Sinnes ver1assen sie als Geschlagene das Wahl­
schlachtfeld und machen jüngeren, fortschrittlicheren 
Kräften mit neuen Ideen Platz. 

Besonders auffällig ist dieser Umwandlungsprozeß 
gerade bei den geschlagenen Republikanern. New York 
ist ganz augenfällig eine Ausnahme in dem Zug zu den 
Demokraten hin. In dieser seit langer Zeit demokrati­
schen Hochburg hat diesmal überraschenderweise ein 
Republikaner, der Millionär Nelson R 0 c k e fell e r, 
gesiegt. Der Grund ist in seiner "Persönlichkeit" zu 
suchen, ist er doch in vielen Fragen viel mehr nach links, 
viel sozialer, wenn man will, orientiert, als sein örtlicher 
demokratischer Gegner. Der amerikanische Wähler, auch 
in der Politik so "praktisch" eingestellt wie in allen 
Dingen des täglichen Lebens, läßt sich durch das Firmen­
schild nicht täuschen. Wenn er, wie in diesem Fall, der 
Meinung · Ausdruck. geben will, daß etwas nach "links" 
hin geändert werden müsse, so schaut er sich eben in 
erster Linie die Personen an, die zur Wahl stehen und 
dann erst die Parteien. 

Der demokratische Wahlsieg wäre in diesem Umfang 
nicht möglich gewesen, wenn sich nicht die Gewerkschaf­
ten einhellig und mit aller Macht für die Demokraten 
eingesetzt hätten. Sind sie doch durch Gesetze "für die 
Gewerkschaftsfreiheit" bedroht, Gesetze die unter diesem 
scheinheiligen Namen ihre Monopolstellung in den Be­
trieben gefährden sollen, wo besonders die hochqualifi­
zierten Arbeiter ausschlaggebend sind. Es waren vor 
allem die Republikaner reaktionären Schlages, die auf 
Annahme dieser Gesetze gedrängt haben. Sie haben jetzt 
die wohlverdiente Quittung dafür er-halten. 

Zwei Dinge sind es, mit denen es nach unserer Mei­
nung noch notwendig ist, sieb bei der Einschätzung der 
Kongreßwahlen in Amerika auseinanderzusetzen_ Das 
eine ist die Ansicht, und sie kam speziell in der Presse 
des Ostens zum Ausdruck, die Republikanische Partei 
verdanke. ihre Niederläge hauptsächlich ihrer verfehlten 
Chinapolitik .. Die republikanische "China-Lobby", mit 
dem Senator Knowland an der spitze, "hat aber nicht des­
wegen tüdltig eine aufs Ha"Upt bekommen, weil sie in 
Ostasien . den Kampf gegen die Kommunisten führt, son­
dern weil sie ihn in den Augen des Durchschnittsameri­
kaners, des "Mannes von der Straße", dumm, tölpelhaft, 
erfolglos führt. Er verlangt den ausländischen Kommu­
nisten gegenüber eine geschmeidigere, wirksamere Poli­
tik. Die inländischen verdammt er von vornherein nicht 
weQiger als sein republikanischer Gegenfüßler. Würden 
etw~ die Demokraten auch nur von weitem in den Geruch 
der Kommunistenfreundlichkeit geraten, so hätten sie 
ohne Zweifel eine zerschmetternde Niederlage erlitten. 
Darüber sollte man sich nicht täuscllen, wenn man nicht 
~u -g!fährlichen politischen Fehlschlüssen kommen solL 

-. Eine anaere Einschätzung der amerikanischen Kon­
greßwahlen. gebt dahin, die Demokratische Partei ent­
wiCkele si<il immer mehr zu einer ausgesprochenen Links­
partei, mit bürgerlichen Vorzeichen natürlich. Diese Ein­
schätzung scheInt uns zunächst voreilig zu sein. Das Par­
teiwesen Amerikas, so wie es heute . 1st, ist keineswegs 
etwas im bürgerlichen Sinne "Zurückgebliebenes". Der 

. amerikanische Weg ist eben ein anderer als 'dez: euro­
päisCh~. Ob Amerika, bevor es zum Sozialismus kommt, 
zuerst den europäischen Weg durchwandern muß, er­
scheint uns höchst zweifelhaft. Es wird seinen eigenen 

Weg gehen, eben den amerikanischen. Ist doch auch Ruß­
land, das doch geographisch zu Europa gehört, auch nicht 
den "europäischen" \\,Teg zum Sozialismus gegangen, son­
dern einen eigenen, eben den russischen. 

Das Wunder 
Pater Simplicitas hastet mit wehender Soutane die Stufen 

des Gebäudes 37 im Vatikan hoch. Schnaufend verflucht er seine 
Dickleibigkeit, die ibm das Atmen ersdJwert. Mit vor Anstrm­
gung rotem Kopf klopft er an die Tiir. 

.. Abteilung Wlmder Gottes" informiert ein Schild die Be­
sucher. Drinnen sitzt der Abtcilungsleiter und Plltzt gerade dm 
42. Halswirbel des Apostels Pa"<lus. Er hat dazl~ sein leidend­
stes Gesiebt au/gesetzt. 

EigentlidJ steht ihm das Reliquienplltzen nicht Zu_ Aber nach­
dem eine Kommission amerikanischer Bl~schöfe jüngst Rationali­
sienmgsmapnahmm einführte, wurden zwei Putzer eingespart. 
EhJ Kommissionsmitglied wollte sogar den Vatikan einsparen 
und durd) ein Elektronengehirn ersetzen. Der Mann wurde als 
Dorf paler strafversetzt. 

\Ver sollte es da dem Abtei/ungsleiler 'Verübeln. daß er dem 
Besucher nur mißlaunig zuhört. -

... \Vas gibt es, Bruder?" 
Pater Simplici.tas tritt gesammelt 'Vor. ,.Wir haben ein neues 

Wunder entdeckt"', erklärt er mit fülliger Stimme; die klingt wie 
die Glocke von St. Kathreiner_ Brüchig, aber laUI_ 

Abteilungsleiter Aqllasacra winkt ab ... Wir haben genug_ 
Was ist es denn für eins?" 

,.Einer }.Iulter Gottes fließt Wasser aus dm Augen", ver­
meidet Simplicitas stolz_ 

... Das hatten wir fchon achtundzwanzigmal. Wohl wieder mit 
kleinen Löchern in den Augen gemacht, wie?" 

Pater Simplicitas winkt empört ab ... Nein, nein - diesmal 
ganz reell. Jt 

.. Das wäre das größte Wlmder'''. brummelt Aquasacra vor 
sieb hin. '" 

" Aber sprich weiter, Bruder_" 
nEs geschah gestern morgen. Der Küster wollte eben den 

Weißwein verdünnen, als er mit einem Besucher ins Gespräch 
kam. Ob er gehört habe, was dieser Tage e;'1 Herr Emst Bach, 
Schatzkanz/er deT CDU. verkündet habe. erkundigte sich der 
Kirchgänger. Der Kl~ster verneinte. Konrad Adenauer sei ein 
Geschenk Gottes, habe Bach behauptet, klärte ihn der Besucher 
auf. Im gleichen Augenblick stockte dem Küster der Atem. Aus 
den Augen de5 MlmeT-Maria-Bildes floß Wasser'" 

Aquasacra zeigt sich kaum beeindruckt . .,Na und? Da haben 
wir eben eine weinende Mlltter Gottes mehr," 

"Das ist es ja"', fällt ihm Pater Simpliclas ins Wort. 
,.Sie weint nicht." 
,.Was dennr 
.,Sie lacht Tränen .. " 

.. Nach einer Berechnung aus dem Vorjahr sind In den 
vergangenen zebn Jahren des Wiederaufbaus einer weU­
gehend zerstörten Wirtschaft schä.tzungswelse 200 Mil­
liarden Dl\1 an neuem Sacbbesitz geschaffen worden, da­
von entfallen etwa 50 Milliarden DM auf Produktlvu.nla~ 
gen in der Gütererzeugung, mindestens 30 MUlard~n DM 
auf die Aufstockung der Lagervorrate, etwa 40 l\-liUiarden 
Dl\1 auf den Wobnungsbau und der Rest auf öffentlicbe 
Bauten und Anlagen des Handels, der Banken, des Ver­
kehrs und anderer Wirtschaftsbereiche_ Die gewer1jllimen 
Anlagen sind ganz überwiegend auf dem lVege der Eigen­
finanzierung, und zwar unter Ausnutzung aller steuer­
lichen Vergünstigungen, bezahlt worden. !\{an kann von 
einer durCblchnlttlimen Eigenfinanzle.rungsQuote der 
Bruttotnvestitionen in der Industrie von mindestens 80 
v. H. ausgehen. Bei der starken Investltionstätlgkelt, die 
in den Jahren nach der Währungsreform größer als 
je zuvor in der deutschen lVirtscba~bgeschlch~ zu ver­
zeichnen w"ar, ist die Vermögensbildung außerordentlich 
gewesen_ Die durch Eigenfinanzierung entstandene ge­
wältige Kapita:Ianreicherung der Unternehmen ver­
schwand in Rücklagen und Rückstellungen aller Art oder 
ermöglichte starke Anlageunterbewertungen und schaUte 
damit wirksame KapitalpoJster il1" Form stiller Reserven. 
Die . \Vih-rungsreform hatte großzügig den Sachbesltzer 
und damit auelt den Aktionä.r gesChont . . . Es hat sieb. -in 
\Vestdeutschland eine Iildustriexpansion voU,ogen, - die 
industrielle Neuanlagen nach dem Kriege entstehen ließ, 
die mehr als doppelt 50 groß bzw. Je-istungsfibig wie die 
vor dem Kriege sind. Sie sind fün!- bis secJismal so groß 
wie das, was nach dem Kriege übriggeblieben Ist . " 
("Blick in die Wirtschaft" (DGB), Nr. 10/11 1956) 
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Weltpolitisehe Ubersieht 
Gegenwärtig überschneiden und durchkreuzen sich die 

verschiedensten Tendenzen in den arabischen Ländern. 
Ohne die Aufmerksamkeit der Oeilentlichkeit besonders 
auf sich zu ziehen, wenn man von den Irrfahrten des 
gekrönten jordanischen Knirpses absieht, geht das Tau­
ziehen um die Führung des arabischen Nationalisml,ls 
weiter. 

Von besonderer Bedeutung sind die Vorgänge im Irak. 
Die von der bürgedichen Rechten bis zur gemäßigten 
Linken reichende nationale Einheitsfront, die hinter den 
Offizieren stand, die im Juli Nur iSa i d und den König 
zum Teufel jagten, ist in Auflösung begrifien. Die Siche­
rung und Anerkennung der Regierung K ass e m hat zu 
einer wachsenden Differenzierung in den Reihen der ge­
stern noch einmütigen Staatsstreichler geführt. Die Ver­
haftung des Obersten A: r e f, des bisher zweiten Mannes 
der rebellierenden Offiziere, hat aniangs November die 
sdlleichende Krise ans Licht des Tages gebracht. 

Aref hatte die militärische Schlüsselposition im Juli­
putsch inne. Sein Bataillon besetzte Radio Bagdad und 
das Verteidigungsministerium. Ursprünglich stellvertre­
tender Oberkommandierender der irak ischen Armee, 
wurde er bald abgelöst und in eine Grenzgarnison abge­
sdloben. Schließlich sollte er den Irak in Bonn vertreten, 
kehrte jedoch nach Bagdad zurück, wo er sogleich hinter 
Schloß und Riegel gebracht worden ist. Aref ist ein mar­
kanter Vertreter jener Strömung des arabischen Natio; 
nalismus, der für den Anschluß an Aegypten ist und sich 
im IIBaath" organisiert hat, der "Sozialistischen Partei der 
arabischen '~iedergeburtj' . Der eigentliche Grund seiner 
Verhaftung sind die radikalen Ansichten seiner P artei zur 
Agrarreform, die den Grundbesitz herausgefordert haben. 

~Tenn die bürgerlichen Reformen Na s s e r s in Aegyp­
ten zwar unbedingt fortschrittlich im feudal en Saustall 
sind, den die arabische Gesellschaft darstellt, so sind s ie 
deshalb nichts weniger als kühn. Die gering entwickelte 
Bourgeoisie des Iraks hat aber gegenüber jener Aegyp­
tens noch einen ganz anderen Grund zur Mäßigung -
sie hat Oel gerochen. Wohl sind aUe Parteien program­
matisch für die Nationalisierung der reichen Oelvorkom­
men, aber das hat die Regierung nicht gehindert, sich 
hinter den Kulissen mit den internationalen Oelkonzernen 
daraufhin zu einigen, die von der Monarchie übernomme­
nen Verträge zu res~ektieren. Einer der Gründe des Wi­
derstandes gegen den Zu sammenschluß mit Aegypten 
dürfte sein, daß es den Irakern nicht geheuer ist, die Oe1-
reichtümer ihres Landes dem Regierungschef des armen 
und von Geldverlegenheiten heimgesuchten Aegypten zu 
überantworten. Im November sollte in Kairo eine Oel­
konferenz der arabischen Länder stattfinden, man hat sie 
verschoben., 

Die Frage ist nidlt nur für die außenpolitische, sondern 
aum für die innere Orientierung des Iraks bedeutsäm. nie 
Verfilzung der feudalen mit den Oelinteressen war ein 
wichtiger Faktor der EpoChe Nuri Said. Die außergeWÖhn­
liche Zurückhaltung der Regierung Kassem in ihren 
agrarreformerischen Maßnahmen deutet ' da rauf hin, daß 
sie sich dieser Tatsache beugt. Nach dem Putsch demon­
strierten die mesopotamiscben Bauern gegen die Feuda­
lität und verlangten die La ndaufteilung. Im Jahre 1951 
sind die Eigentumsverhältnisse der irakiscben Agrikultur 
statistisch untersucht worden. Man erfaßte damals etwa 
die Hälfte des Landes und fand, daß nur 15,7'/0 des Bo­
dens in der Hand kleinbäuerlicher Eigentümer war, je- . 

"doch 67,1"/0 Gutsbesitzern gehörte, die ~mehr als 250 ha 
ihr Eigen nannten. Ueber ein Viertel dieser GUter entfiel 
auf Domänen von mehr als 1500 ha. 

Die Versprechungen, die der Minister Djabar D j 0-
'm a r nach dem Staat sstreich den demonstrierenden Bau­
ern machte. nämlich" daß es künftig "weder arm noch 
reich" 'geben werde, waren nur Beruhigungspillen. Das 
irakiscbe' Agnirgesetz vom 30. September 1958 begrenzt 
den Bodenbesitz auf 250 ha für bewässerten und 500 ha 
für unbewässerten' Boden. Was heißt, daß die Basis des 
feudalen Großgrundbesitzes b estehen bleibt, zumal ara~ 
bische Familien gewöhnlich 50 zahlreich sind, ' daß es kein 
Problem ist, durch Verteilung den EigentUmstitel auf 
eine entsprechende Kopfzahl der Familie den Gesamtbe­
sitz zu ' wahren. In Aegypten und Syrien ist die obere 
Grenze des Grupdeigentums 80 h a . 

Parallel mit dieser Orientierung auf den Besitz, gegen 
die Aref opponierte, ging die Einschränkung der politi ­
schen Freiheiten, Zunächs t wurden politische Gefangene 
freigelassen, aber das Dekret aus dem Jahre 1954, das die 
politischen Parteien verboten hat, ist nach wie vor in 
Kraft. Seit Mitte September häufen sich an tikommuni­
stische Erklärungen des Ministerpräsidenten Kerim Kas­
sem, die Militärzensur trifft alle Veröffentlichungen. Die 
Verhaftung Areis, übrigens "Tlicht die einzige von links­
orientierten Elementen, ist wahrscheinlich der Auftakt 
größerer Auseinandersetzungen zwischen Kairo und Bag­
dad einerseits, zwischen links und rechts andererseits. 

Die bei weitem interessanteste Seite der jüngsten Vor­
gänge im Irak ist die Hai tun g d er ara bis c h e n 
Kom m uni s t e n. Kassem konnte Aref nur absägen 
und den Baath~Nationali sten , wenigstens vorläufig, eine 
Niederlage zufügen, weil er von den Kommunisten unter­
stützt worden ist. Ba g das c h, Vorsitzender der syri­
schen Kommunistischen Partei und bedeutendster Führer 
der arabischen Kommunisten, der nach der Vereinigung 
Syriens und Aegyptens zur Vereinigten Arabischen Repu~ 
blik - die bekanntlidl von der Auflösung aller politi­
schen Parteien begleitet war - mit 8 Mitgliedern des 
Zentralkomitees in den Ostblock verreiste, was einem 
halben Exil gleidlkam, ist nach Syrien zurückgekehrt und 
nicht b ehelligt worden. Neun Monate lang hat er zum 
delikaten Problem 4er Auflösung seiner Partei geschwie­
gen. Die Politik Nassers ist ~ bisher von den arabischen 
Kommunisten, und von den ägyptischen sogar aus dem 
Gefängnis heraus, unterstützt worden. 

In der letzten Ausgabe des neuen Informationsorganes 
der kommunistischen Parteien hat Bagdasch nun erklärt, 
daß "wir niemals antidemokratischen Prinzipien zustim­
m en und auf keinen Fall die Auflösung un serer P artei 
billigen wer denu. Der arabische Kommunistenführer 
spricht a uch nicht, von der Vereinigten Arabiscllen Repu­
blik, sondern von Syrien und Aegypten, die als selb­
s tändige Staaten garnicht mehr bestehen. Zur Agrar­
r eform heißt es, daß "alle agrarreformerischen Maßnah· 
men (in Aegypten und Syrien) wirkungslos geblieben 
sind". Bagdasch prangert dann "die politische und wirt­
schaftliche Unfähigkeit der nationalen Bourgeoisie der 
vor kurzem befreit en Länder" an, worauf er den Schluß 
zieht, die arabischen k ommunistischen Parteien müßten 
die Leitung der n ationalen Befreiungs'Qewegung an sich 
reißen. Diese Haltung ist nicht mehr die des Jahres 1957, 
als Bagdasch in der P erson Nassers noch "den Führer der 
arabischen Befreiungsbewegung" gefeiert hat. 

Zweifellos ist Bagdaschs Betonung der Agrarfrage als 
Hauptwirkungsfeld der arabischen K ommunisten rIchtig. 
Ebensowenig wird man von ihm verlangen können, daß 
er die Auflösung seiner eigenen Partei billigt. Aber die 
taktische Unterstützung, die dem irakiscben Minister­
präsidenten von den KOmnlunisten bei der Verhaftung 
Arefs' gegeben worden ist, scheint recht kurzsichtig zu 
sein. Das Resultat der Operation ist nänilich eine Kräfte­
verschiebung nach rechts, eine Zersplitterung der anti­
feudalen Front, von der die nach wie vor illegalen iraki­
sehen Kommunisten nichts zu gewinnen haben. ' 

* 
Nachdem sich der erste Schrecken gelegt hatte, der 

den angelsächsischen Imperialisten in die Glieder ~hr. 
als im' Irak Nur iSa i d abgeschossen wurde, versuch­
ten sie h erauszubekommen, inwieweit sich die ·neue iraki­
sche R egierung als Gegengewicht zu N ass e r gebraucl}.eI) 
Jasse, Offenbar nicht ohne Erfolg. Aber auch an anderer 
Stelle. sind westorientierte arabische Politiker in gl eicll(~r 
Richtung tätig. 

Der 'B eitritt Marokkos zur Arabischen Liga zwang 
Bur gib a, im Namen Tunesiens am 6. September das 
gleiche zu tun. Marokko fordert sei t einem Jahr immer 
dringender den Abzug der ausländiscben, d. h. der f ran­
zösischen Truppen, die bisher erst "umgruppiert" worden 
sind. Gleichzeitig schleppten sich Verhandlungen zur Räu­
mung der großangelegten amerikanischen ·Stützpunkte 
hin, die nach Demonstrationen des Istiqlals - der regie­
renden Nationalistenpartei - sowie der Gewerkschaften 

. wieder aufgenommen werden mußten. Die Volksmassen 
verlangen ungestilm den Abzug der Amerikaner, besan· 
ders seit die Strategische Luftwaffe der USA die marok-
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kani schen Basen bei der Landung in Jordanien und im 
Libanon gebraucht hat. Die USA zeig ten jedoch Marokko 
ebenso die kalte Schulter, wie sich Frankreich um die 
Räumung herumdrückt. Der Eintritt Marokkos in die 
Arabische Liga war eine warnende Geste, daß die pro­
westliche H altung Marokkos sich auch ändern könne, 

Das Tunesien Burgibas konn te sich nicht vollständig 
isolieren lassen und trat ebenfal1s der Arabischen Liga 
bei. Gleidl auf der ersten Sitzung provozierte Burgiba die 
Vereinigte ,Arabische Republik dermaßen, da ß ihre Ver­
treter den Beratungsraum verließen, Zweifel10s hofft er 
auf die Unterstützung Gleichgesinnter, wie der Jubel aus 
Wasbin gton zeigte, wo man endlich den arabischen 
Staatsmann gefunden zu haben meinte, der es wagt, 
Nasser die Stirn zu bieten, Aber Burgiba erlebte eine 
Schlappe, Weder Marokko, noch Lybien oder der Sudan 
traten an seine Seite, ein stimmig verurteilte ihn die 
Araberliga. Niemand w agte, aus der geheimen Opposition 
gegen Nasser eine öffenUiche zu machen, 

Für Burgiba ist das mehr. als ein Prestigeve:r lusL Es 
gärt in Tunesien, und das Verbot der Zeitung seiner eige~ 
nen P artei, der "Action", zeigt, daß der Westkurs Bur N 

gibas im' Lande Blasen zieh t. Die· Intelligenz und das 
Bürgertum Tunesiens sind der "Stimme der Araber" aus 
K airo zugänglich, und sie w issen, daß Burgiba d ie Lan­
dung der Amerikaner im Libanon begrüßt h at, ganz zu 
schweigen von seinem Ausruf: "Ich bin ein Westler!" Die 
Vorgänge in der Araberliga sind aber noch nich t einmal 
das' Wichtigste. Was über die Zukunft Burgibas entschei­
det, ist das Verhältnis Fra nkreichs zu Algerien. 

Burgiba steht und fällt mit dem Gelingen oder Miß­
lingen des Kompromisses, den d e Gau 11 e mi t Aigerien 
herbeizuführen sucht. Seinen westlichen Ueber schwan g 
hängte Burgiba an die große Glocke, al s de GauBe Fäden 
zur algerischen Exilregie:rung knüpfte. Damals konnte er 
noch nidlt wissen, daß diese Hoffnung trügerisch war. 
Statt einen Komprorniß a nzub,ieten, verlangte de Gaulle 
in der Tat von den Alger iern eine Kapitulation, die höch­
stens durch die Bezeichnung "ehrenhaft" beschönigt wird. 
Algerien sollte unter der Diktatur der Pflanzer und der 
französischen Armee Vertreter wählen, mit denen man 
sich dann einigen wollte. Von wirklichen Verhandlungen, 
von der Anerkennung der algerischen Exilregierung .etc. 
ist überhaupt keine Rede. Der FLN hat sofort sein e Macht 
gezeigt, indem er durchsetzte, daß kein einzige:r maßgeb­
licher, Araber in Algerien kandidiert. Oe Gaulle seiner­
seits war nicht imstande, den fra nzösischen Militärs und 
Großgrundbesitz.ern auch nur einigermaßen erträgliche 
Wahlb.edingungen aufzuzwingen. 

. Das ist eine folgen schwere Niederlage für Burgiba, die 
ihn sofort veranlaßt hat, ein anderes taktisches Manöver 
in die Wege zu leiten. In der ersten Novemberhälfte be­
gann der Mann, der gestern noch stolz den Westler her-­
auskehrte, Haare in der wes tlichen Suppe zu finden. Mit 
einem Male stieß er sieb d aran, daß Großbri tannien und 
di(! U&A Frankreich konsultierten, bevor sie Tunesien be­
scheidene Mengen leichter Wa ffen lieferten, welche Kon­
sultationen mit der Souver änität Tunesiens unvereinbar 
seien. Burgiba. kündigte Verhandlungen mit dem Ostblock 

"' zwecks Waffenkäufen an, Natürlich ist das ein Manöver. 
Aber es. beleuchtet die Stimmung der Volksmassen, die 
auf die.se Weise beruhigt werden ·sollen. Auch entbehrt 
es nidtt der Ironie, daß ausge:rechnet der Westler Burgiba 
plötzlich Schritte ankündigt, die er Nasser mit aller Ve­
hemenz vorzuwerfen pflegte. Auf jeden F all hat der 
v,Testen , an seinem jüngsten Helden keine un~eteilte 
Freude gehapt. .. 

I.Ein, ?nderes Eisen im westlichen Feuer, das gegen 
Na s S er -geschmiedet 'wird, ist der Sudan. Bekanntlich 
sph~li der _Assuan-Staudamm zur Regulierung ' der NU­
gewasser ' eme große · Rolle in den ägyptischen Entwick­
lungsplänen. ·Der Oberlauf des Flusses liegt jedoch im .. 
Sudan. Im August kündigte die sudanesisdle Regierung 
die ' seit .'192;9 . gültigen ägyptisch-sudanesischen Wasser­
verträge, die bestimmten, daß Khartum ohne die Zustim­
mung Kairos ke.ine:rlei Arbeiten am Flusse vornehmen 
dar!, die die- nach Ägypten strömenden ' Nilgew ässer be­
rühr·en. · J etzt .. will der Sudan selbst zwei Stauanla:gen 
konstruieren, die die Lebensader der ,ägyptischen Land­
wi~schaft durc:Pzuschneitlen drohen. \ Die . Weltbank soll 
schon Spezialisten nach dem Sudan geschickt haben, die 
das Projekt studieren, Nasser kirre zu ma chen. 

Die Angelsadlsen unterstützen den Sudan militärisch , 
zumal ' die sudanesische Regle:rUIÜ~ einer heftigen Propa-
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gandawelle K airos ausgesetz t is t. Zweifellos fällt der 
Staatsstr.eich im Sudan, von dem die Presse bei Redak­
tionsschluß berichtet, in den Rahmen des ägyptisdl­
sudanesischen Konfl ikts um die Fluten des Nils. Die 
Armee des Sudans hat in letzter Zeit größere britische 
Waffen lieferungen erhalten. I h r Oberkommandierender, 
General Ibrahim Ab b 0 ud , hat das P arlament und 
alle P arteien nach pakistanischem Vorbild aufgelöst und 
den Belagerungszustand verkündet. Aber welche Trag­
weite der Staatsstreich hat, ist noch nicht abzusehen, 

Wahrscheinlich is t der S taa tsstreich im Sudan die 
Antwort der Angelsachsen auf den letzt en Akt der sow­
jetischen Mittelostpolitik, nämlich auf die russischen 
Kredite zum Bau des Assuan-Staudamms. Am 23. Okto­
ber gab ehr u s c h t s c h 0 w bekannt,' daß Ägypten 
einen Kredit von 400 Millionen Rubel für die erste Etappe 
des gewaltigen Projekts erh alte, einen Kredit, den be­
kanntlich der Westen Nasser verweiger t hat, u m ihq. 
unter politischen Druck zu setzen. Das Gegacker der 
'westlichen Presse, die von Bedeutungslosigkeit und von 
Tricks schwafelt, verdeckt nur schlecht die Bestürzung, 
wurde doch seit J ahr und Tag versichert, daß die Sow­
jetunion wirtschaftlich nicht imstande seil Ägypten beim 
Bau des Assuandammes zu helfen. 

Was der Westen den Arabern bie tet, sind blaue Boh­
nen und (lie Verewigung der verfaulenden feudalen Re­
gime. Er zwingt die Nationalisten einfach, obwohl sie in 
ihrer erdrückenden Mehrheit bürgerlich und kommuni­
stenfeindlich sind, zum Bündnis mit dem Ostblock. Daß 
das sowjetische Prestige in der arabischen Welt durch 
den Assuankredit enorm gestiegen ist, bep.arf keiner 
näheren Begründung. . 

* 
Der Abzug der amerikanischen und englischen Trup­

pen aus dem Liba.n.on und Jordanien ist vollzogen. Vor­
angegangen sind langwierige Geheimverhandlungen, da­
mit die fraglichen ~uppenregierungen, besonders des 
letztgenannten Landes, nicht sofort davongejagt' werden. 
Im Libanon zeigte sich, daß eine prowestliche Außen­
politik bei der Zusammensetzung der Bevölkerung - zur. 
einen Hälfte dlTisUiche. zur anderen mohammedanische 
Araber - auf die Dauer unmöglich ist. Der Kompromiß, 
der sich durchsetzen wird, läuft mehr oder minder auf 
eine neutralistische Linie hinaus, was eine fl agrante Nie­
derlage des westlichen Hampelmanns Sc harn u n und 
seiner Ei.s e n h 0 wer - Doktrin-Linie ist. 

In J ordanien sind an die neun Zehntel der Bevölke­
rung gegen das auch für orientalische Verhältnisse uner­
hört blutrünstige Terrorregiment des Jünglings H u s ­
se i n . Die Hauptsorge . H a m m ar s k j ö 1 d s war es, 
eine Form der Ablösung zu finden, be i der das VeF­
schwinden des Staatsstreichklüngels in einigermaßen 
geordneten Bahnen vor sich geht . Die größte-Gefahr liegt 
bei einem jederzeit möglichen Umsturz darin, daß Israel 
in der Auf teilung des Wüstenkönigreiches oder im An­
schluß an seinen Nachbarn eine lebensgefährliche Be­
drohung erblickt und in einem solchen Falle die Besetzung 
Westjordaniens erwägt. Dabei wäre mit einem ernel,1 ten 
militärischen Eingreifen der Westmächte zu rechnen, d . h: 
f alls die arabischen Länder ge:gen Israel kämpfen wür­
den. Aller Wahrscheinlichkeit . nach sind weder der Irak 
noch Ägypten-Syrien im j ~tzigen Moment dara n inter'­
essiert, eine solche Kraftprobe herauszufordern. Da~i.n 
liegt eine gewisse Möglichkeit für die . . schrittweise Ab­
lösung der verrotteten Misswirtschaft der Beduinen­
scheichs unter Hussein. Der jordanische König hat wah.t:­
scheinlich sein Flugabenteuer mitsamt dem dramatischen 
Getue selbst ·in Szene gesetzt, um ein en ' V9rwand . zu 
haben, in Amman zu bleiben, wo man ihn ain lie.bsten 
in aller Stille verschwinden sehen wUrde. ' 

* 
In einem wichtigen Glied der westlichen Position des 

Mittleren Ostens, im Iran, steht es fa.ul aus. ' Der ruchlose 
Terror des in a l1 en Illustrierten der zivilisi-erten Welt 
begafften Sdlahs' hat fQr die herrschenden Klassen u. a . 
den Nachteil, da ß es selbst für sie nicht einfaab ist, her­
auszubekommen, was im Lande vor s ieb geht. Abet seit 
die Königskrone über das Pflaster der Straßen Bagdads 
rollte, ist es den persischen Behörden picht gan~ wohl 
zu Mute. Zwar hat d~r Nationalismus unter Mo s s ade k 
bereits einmal sein Haupt erhoben und wurde niederge-=:­
schlagen, zwar sind seine Anhänger der Polizei bekannt 
und daher leicht zu überwachen, aber dennoch häufen 
sich unerfreuliche Zeichen. 



In den Reihen der jungen Offiziere gärt es. Zum Leid­
wesen der Folterknechte fie l Chosrow Ru s b e h, der 
Verantwortliche für die Zellen arbeit der kommunistisch 
inspirierten Tudeh-Partei in der persischen Armee, am 
11 . Mai unter den Kugeln eines Hinrichtungskommandos, 
ohne einen einzigen Verbindungsmann preisgegeben zu 
haben. Er bat seine Geheimnisse trotz monatelanger 
viehischer Tortur mit ins Grab genommen. General­
major Ba c h ti a r I der bestialische Chef der Sicher­
heitspolizei, hat seit Mossadeks Sturz im Jahre 1953 über 
600 Tudeh-Anhänger aus der Armee gesäubert. Aber im 
August dieses Jahres wurde wieder ein Gendarme rie­
obers t gesdlOappt, der Offiziere illegal organis ierte. Diese 
Zeichen von Unzuverlässigkeit sind umso beachtlicher, 
als die Schlüsselpositionen der persischen Armee nicht 
wie in den arabischen Ländern in den Händen von Ab­
kömmlingen des mittleren Bürgertums, sondern des 
Grundadels liegen. 

Für die angespannte innere Lage sind die neuesten 
politischen Manövel' des Schahs bezeichnend, der sich 
"dem Volke nähern" möchte. Er hat mit einer Agrar­
re form begonnen, indem er Land aus Kronbesitz an 
Bauern verteilt. Eine "EntfeudalisierungskalTIpagne" ist 
eingeleitet ·worden. Am 15. Oktober hat ein Dekret die 
feudalen Na turalabgaben und Frondienste abgeschafft. 
Vorerst auf dem Papier, denn dle persisch~n Großgrund­
besitzer madlen keine Anstalten, dem Schah zu folgen, 
der schon seit fünf Jahren t.ropfenweise Boden an die 
Bauern abgibt und erst durch den Bagdader Umsturz 
zu einer etwas beschleunigteren Gangart veranlaßt wor­
den ist. Auch hat der Schah seine Pläne mit allerlei Vo~ 
behalten gewürzt, wie ,z. B. dez;.. Fertigstellung der 1956 
eingeleiteten Katasteraufnahme des ganzen Landes. 

Auf jeden Fall zeigen diese Maßnahmen die Furcht, 
die den herrschenden Klassen im Nacken si-tzt. Zwar sind 
sie mit der großen Bewegung zur Zeit Mossadeks fertig 
geworden. A'ber für wie lange? An der ~üdgrenze, im 
Irak, ist die Monarchie weggefegt worden. Im Osten, in 
P akistan, rettete gerade noch die Militärdiktatur die 
Feudalen vor Linkswahlen. Im Westen windet sich die 
Türkei in einer schweren Inflationskrise mit entsprechen­
der innerpolitischer Zuspitzung. Und im Norden wird 
die Sowjetunion von Tag zu Tag stärker. Der Abgott der 
Backfische, der persische Schah, hat wahrlich andere 
Sorgen, als die herzzerbrechende Trennung von S 0 r a j a 
vermuteh· läßt. 

* 
Die Wahl Fr 0 n d i z i s zum Präsidenten der Argenti ­

nischen Republ ik und einer ihm ergebenen Kammer hat, 
wie'" vorauszusehen war, auf die Dauer nicht die ersehn­
te Betuhigung im öffentlichen Leben des Landes gebracht. 

. Die Politik des Prä!;>identen läuft darauf hinaus, zwi­
schen den ausdtlaggebenden feindiichen Kräften, de9 
peronJstisd1 · eingestellten Gewerkschaften einerseits und 
den antiperonistischen Offizieren andererseits, eine Art 
Sdlaukelpolitik zu tTeiben, wobei er die eine Seite gegen 
die andere auszuspielen versucht n ach dem Grundsatz: 
Einen Schritt zurück, zwei Schritte vorwärts. Daß diese 
Politik große Gefahren in sich birgt, versteh t sich von 
selbSt. 

. In dem knappen halben Jahr seiner Regierungszeit ist 
es Frondizi zwar immer wieder gelungen j die Gegensätze 
auseinanderzumanÖverieren. Im Laufe der letzten Wochen 
aber haben sie sich jedoch so zugespitzt, daß das P arla­
ment am 11. November der. Ausrufung des Belagerungs~ 
zustandes in Arge~tinicD mit Mehrheit zustimmte. 

. Eine der wichtigsten und brennendsten Fragen Argen,­
tinjens ist die Petroleumpolitik. Die unterirdischel"l Erdöl­
vorräte Argentinieos werden auf 350 Millionen Tonnen 
gesdlätzt, von de~n -bisher nur ein verhältnismäßig ge­
ringe-z: Teil ausgebeutet werden konnte. Es müssen jähr­
lich f ür ca. 350 MilliOnen Dollar Brennstoffe eingeführt 
werden bei einer Handelsbilanz mit über 300 Millionen 
DaUa; Defizit. Diese Einfuhr sowie die Ausbeutung der 
einheimisChen Peb'oleumschätze liegt fast ganz -in den 
Händen der Nordamerikaner . 

Es besteht wohl ein staatliches P.etroleummonopol 
und man· hat auch versucttt, "europäische Kapitalisten zur 
Ersdiließung der einheimischen Schätze heranzuzfehen 
und in .gewisSem Um1ang 'auch aus der Sowjetunion Erd­
öl .einzuführen, aber den Löwenanteil haben eben die 
Amerikaner behalten: Das bat auf der einen Seite bei der 
bürgerlichen Rechtsopposition und im Offizierskorps, die 
in di~ser Frage nach Engla'n~ orIentiert sind, Unzufrie-
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denheit hervorgerufen. Auf der anderen Seite jedoch den 
offenen Widerstand der peronistisch orientierten Gewerk ­
schaften, die durch einen Streik der Erdölarbeiter in Men­
doza Frondizi unter Druck zu setzen suchen. 

In dieser heiklen Lage versucht nun Frondizi durch 
geschickte Manöver die eine Gruppe gegen die andere 
auszuspielen, stärker als er das bisher getan hat. Die 
randalierenden Militärs hat er durch gemäßigte ausge­
wechseH,wobei er die' persönlichen Rivalitäten und die 
Gegnerschaft zwischen Heer, Flotte und Luftwaffe unter­
einander ausnutzte. Den Peronisten ist er zuerst durch 
den P la n eines Gewerkschaftsmonopols zu ihren Gunsten 
entgegengekommen, um dann in den letzten Tagen mit 
vol1er ·Wucht gegen sie und die mit ihnen verbündeten 
Kommunisten loszugehen. 

Man spricht von zahlreichen Verhaftungen von Streik­
führern in der Provinz. Der Belagerungszustand soll of­
fenbar dazu dienen, leichter unter den Gegnern "aufräu­
men" zu können. Die tiefere Ursache des offenen Kon­
flikts ist die anhaltend schlechte Wirtschaftslage und die 
immer noch fortschrei tende Geldentwertung, die die amt­
lich zugestandene Lohnerhöhung von durchschnittlich 60 
Prozent zunichte macht und die von neuern eine ganze 
'Vage von Streikbewegungen hervorgerufen hat. 

Folgen der Nachtarheit 
Das "Bulletin des In ternationalen Metallarbelterverbandes" 

führ l. In seiner Nr.3 dieses Jahrgangs :Jus: 

..... Es handelt sich (im Beispielsfall) um eine Fabrik der Me­
tallverarbeltung mit verUingerten SpätschiChten. Die SpätsCh.iCht 
Ist von 16.30 bis 3.30 Uh.r angesetzt. Die Arbeitspause beträgt eine 
halbe Stunde. Untersucht wurden 150 ArbeItnehmer aus der 
Dreherei, SChweißerei, Schmiede und Blechbearbeitung. Zu 28 Pro­
zent wurden Magenbeschwerden, zu 39 Prozent Appetitstörungen 
und 36 Prozent nervöse Reizzustände während der NachtschiChten 
festgestell t .. Eine andere ärztliche Untersuchung h3tte schon 
frOher das Ergebnis ~rmlttelt . daß bel 184 000 erwerbstätigen, 
schwer arbeitenden Schichtarbeitern die Häufigkeit von Magen­
geschwUren aChtmal höher Ist als bel Arbeitern der Tages­
schICht~n. 

Unter diesen Bedingungen kommt das Max-Planck-Institut In 
Dortm u nd zum Schluß: ,NaChtarbeit ist von Natur aus für die 
Meh rzahl der Menschen etwas . Unmenschliches_ - eine Abwei­
Chung VOll Naturgesetzen und ein erzwungener Kompromiß an 
zlvutsatorfsche Lebensbedingungen. Da es bei der Dauernacht­
sChIcht zu keiner Zuirledenhelt an der Arbeit kommt, fOhrt sie 
z!ll" Verschlechterung (les Betriebsklimas'.,." 

.. In einer großen Baumwqllspinrierei und -weberei, wo seit 
mehreren Jahren in drei Schichten mit vlerzehntäglgem Wechsel 
geubel tet w ird, wurden 155' Arbeitnehmer untersucht. Dabei han­
delte es sfCh um H6 Arbeitnehmer von Wechselschichten und 
39 Dauernachtschichtarbelter. Die meisten dieser Arbeitnehmer 
waren un ter dreißig Jahre alt. Die Hälfte war ledig. 10 Prozent 
waren verheiratet mit mehr als drei Kindern. 78 Prozent dieser 
Arbeitnehmer benötigten bis zu 20 Minuten An1ahrtszelten zum , 
Betrleb, 5 Prozent mehr als 45 Minuten. 

Oie Arbeitnehmer wurden jeweUs zwei Stunden lang von einem · 
als Internisten ausgeblldeten Arzt untersuCht und 30 MInuten von 
einem Psychologen interviewt. Die meisten der Untersudlten klag­
t en Ober zu kurzen und durCh Straßen- und Kinderlärm. gestörten 
SchIa! am Tage naCh der Nachtschicht. Während de.r NaChtschicht­
periode entsteht eine gereizte , müde Stimmung. Oie Arbeits­
leistung fällt im Laufe- e1ner Nachtsch.fChtperiode allrnllhllch a·b . 
Am schwersten fäll t d ie ArbeIt zwischen dreI und vIer Uhr m or­
gens. Der Arzt fand bel 75 Prozent der Untersuchten vegetative 
Störungen, vor allem In der Magengegend. 44 Prozent klagten 
Uber Verd3uungsstörungen .. 

"AUS gutem Grund tagten in der vergangenen '\foche 
die Delegierten des Internationalen Währungsfonds und 
der WeJtbank gerade in Indiens Hauptstadt Neu~Dellit. 
Rund ein Drittel der Menschheit leb't in Ländern, deren 
Wirtschaft den täglichen Bedad der BeVÖlkerung nicht 
dC<$.en kann . . Der größer~ Teil d ieser Lander liegt in.Asien. 
das ä rmste Land unter ihnen ist Indien, der volkreichste . 
nicht-kommunistische S~a.at der Erde. Das jährliche Brutto­
sozialprodukt je Einwohne r wurde , für Indien mit 215 ·PM 
errechnet j das sind 18 DM im Monat . . Selbst In Südkorea, 
dessen Br\1tt.osozialprod~kt je Einwohner doppelt so hoch 
ist, hat der einzelne im l\lonat nur Güter Im Werte. von 
36,1 Dl\1 zur Verfügung .. !' ("Deutsche Zeitung und Wirt­
schaftszeitung", 15. Olctober.l958) . 
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Ein Nachspiel zur vorjährigen Lohnbewegung der JG Metall 

Das gelbe Gesehwü.· von Ulm 
Von symptomatischer Bedeutung für die antigewerk­

schafUichen Vorstöße in der Bundesrepublik is t nicht 
nur das Kasseler Schandurteil, sondern auch andere Vor­
fälle, vor allem aber deren ganz ungewohntes publizisti­
sches Echo. So hat das illustrierte Leib- und Magenblatt 
der jebildeten Stände Kleindeutschlands, nämlich der 
"Spiegel", am 5. November eine ansonsten ziemlich be­
langlose Disziplinarmaßnahme der IG Metall des langen 
und breiten ausgewalz t, und zwar in einem Tone, der 
aufhorchen läßt. 

Wir haben im November vorigen Jahres von den 19 
Großkundgebungen berichtet, die der damaligen Lohnbe­
wegung der JG Metall in Baden-Württemberg das wuch­
tige Gepräge verliehen haben. Eine dieser Kundgebungen 
fand in Ulm statt. So wie jede andere Ortsverwaltung hat 
auch die Ulmer ihre schwachen Stellen. JedoCh trat dies 
in tnm nicht derart in Erscheinung, daß sie durch Ab­
wesenheit glänzten, vielmehr erlaubte man sich eine De­
monstration gegen die gewerkschaftliche Demonstration. 
Der Betriebsr;atsvorsitzende der Wieland-Werke, Hans 
S t roh mai er, kreuzte zum Gaudium der bürgerlichen 
Presse und zur unverhohlenen Freude der Unternehmer 
bei der Kuridgebung mit einem Transparent auf, das die 
Inschrift enthielt: "Zwanzig Jahre Arbeitsfrieden in der 
Scbwei:,;.er Metallindustrie durch Abkommen zwischen 
Unternehmern und Gewerkschaften - Resultat: trotz­
dem höhere Löhne, keine Schädigung der Wirtschaft -
Wir fordern auch von den deutschen Unternehmern und 
Gewerk~chaften Arbeitsfrieden auf gleicher Basis." 

. Man stelle sich einmal vor: ,\'ährend die IG Metall die 
KoHegen mobilisiert und zur Durchsetzung ihrer Forde­
rungen auf den Plan ruft, wagt es ein Betriebsratsvor­
sitzender, von der eigenen Organisation auf der eigens 
zum Beweis der Kampfentschlossenheit einberufenen 
Kundgebung Arbeitsfrieden statt Lohnkampf zu verlan­
gen! Und man vergesse nicht, daß a11 dies sich knapp n ach 
den Bundestagswahlen 1957 abspielte, deren ungünstiger 
Ausgang zu scharfen Regierungserklärungen gegen Lohn­
bewegungen geführt hat; daß das Hamburger Landes­
arbeitsgericht eben die IG Metall in zweiter Instanz schul­
dig gesprochen und zum Schadenersatz an zwei schleswig­
holsteinische Firmen verurteilt hatte. Es versteht sich, 
daß die IG Metall ihre Reihen von Gestalten wie Stroh­
maier zu säubern hatte und ihn wegen gewerkschafts­
schädigenden Verhaltens ausschloß. 

·Die Organisation hat dabei eine Geould an den Tag 
gelegt, die niemand bestreiten kann, der sidt einen Rest 
Objektivität bewahrt hat. Denn das Transparent Stroh­
maiers i~t nichts weniger als plötzlich vom Himmel ge­
fallen oder ein unüberlegter Fehlgriff gewesen. Schon 
bei der Vorbereitung der Lohnbewegung hat der dem 
Aufsichtsrat der Wieland-A. G. angehörende Obermeister 
Strohmaier erkJärt, wenn diese Lohnerhöh~mg durchgebe 
- sie belast.ete nach gewerkschaftlicher Berechnung jede 
umgesetzte D-Mark mit 0,6--0,7 Pfg. -, müsse man die 
Preise erhöhen oder die Investi tionen drosseln. Die Kon­
kurrenzlage der Firma wäre dadurch stark beeinträchtigt. 
Also der "Vertreter" der Interessen seiner Kollegen, Herr 
Obermeister und Betriebsratsvorsitzender Strohmaier. 

Sobald die Ortsverwaltung Wind bekam . vom Plane, 
das dieser, Geistesverfassung en,tspringende Transparent 
mitzuführen, warnte sie die Verantwortlichen, die gennoch 
ihr Vorhaben in die Tat umsetzten. Der letzte Tropfen, 
def dann df!D ·Becher zum Ueberlaufen brachte, war eine 
Versammlung der Gewerkschaftsfunktionäre. der Wie­
land-Werke. die von der Organisation einberufen,. jedoch 
von Strohmaier hintertrieb.en worden ist. Ein gegen 
Strohmater eingeleitetes Ausschlußverfahren end(!te mit 
d·essen Entfernung aus der Organisation. 

, Und nun beginnt das Kesseltreiben der Sensations­
presse, eifrig geschürt von derP ob seines :Ausschlusses 
tief .. erschütterten" Edelgewerkscba1ter Strohmaier, ge­
gen die Organisation. Der "Spiegel" stellt Strohmaier 
als beklagenswertes Opfer hin, das geschlachtet wurde, 
"weil er nicht radikal genug war". Die V'erantwortlicl1en 
Funktionäre der Ortsverwaltung Ulm und des Bezirks 
Stu.ttgart werden als "alte KP-Kämpenf' konterfeit. Ihre 
vergeblichen Versuche, ~tronmaier zu überzeugen, er 
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habe gegen die Interessen der IG Metall gehandelt, und 
ihn zu.m Widerruf seines Verhaltens zu veranlassen, da­
mit auch alles getan sei, um den Ausschluß zu vermeiden, 
\\'erden hämisch mit den V/orten quittiert: Es gelang nicht, 
"aus Strohmaier ein Reuebekenntnis herauszuquetschen". 
Dem "Friedensfunktionär", wie man einen Gelben auch 
nennen kann, wird als Opfer der jede demokratische 
Toleranz verachtenden "Obergewerkschaftler" den Märty­
rerkranz gewunden. Wie immer bei derartigen Vorfällen 
wimmelt es von Unrichtigkeiten und Besdluldigungen, die 
der Leser des "Spiegelsi' selbst garnicht beurteilen kann. 
Deshalb hat die JG Metall in einer Pressekonferenz die 
nötige Aufklärung gegeben. 

Wem das noch nicht genügt, der hat dann in einer 
langen Stellungnahme Hans StrohmaJers, also aus dem 
Munde des Betroffenen selbst, die endgültige Bestätigung, 
was hier gespielt wird. Die "Ulmer Nachrichten fl widmen 
am 8. November eine ganze Seite der Verteidigungsschrift 
des "Friedensfunktionärsi'. Der gute Mann beginnt seine 
Darlegungen gleich mit der höchst instruktiven Feststel- . 
lung, daß das von ihm so warm verteidigte Schweizer 
Friedensabkommen .,im äußer sten Falle eine Zwangs­
schlichtung" vorsieht und den beiderseitigen Verzidlt auf 
Streik und Aussperrung! Da Herr Strohmaier die demo­
kratische Gesinnung und die demokratischen Methoden 
verantwortlicher Metalliunktionäre in Frage stellt und 
von einer angeblich von ihnen ausgeübten "Unter­
drückung" schwafelt, der er sich im edlen "Ringen 
um Gewissens- und Meinungsfreiheit" entgegenstellt, 
sei unterstrichen, daß die Anpreisung dieses Schwei­
zer Friedensabkommens innerhalb der Gewerk­
schaft ein nicht bestrittenes Recht jedes Mitgliedes ist, 
daß aber das fragliche Transparent In der fraglichen 
Kundgebung, garnicht erst von der direkten Sabotage 
gewerkschaftlicher Beschlüsse zu reden, · ein gewerk­
schaftssd1ädigender Vers toß gegen die e1ementarste Or­
ganisationsdisziplin ist. 

Und das wußte der Herr Strohmaier ganz genau, der 
z. B. bestätigt, daß er bürgerlichen Journalisten die 
schriftl ichen Unterlagen des Feststellungsverfahrens aus­
gehändigt habe, Ferner organisierte der H err Obermeister 
den Austritt von Betriebsratsmitgliedern aus der IG Me­
tall, was bei seinem berüchtigten "guten Einvernehmen" 
mit dem Generaldirektor und den aus solchen Beziehun­
gen nicht schwer zu erratenden Druck.möglichkeiten. eben­
faUs ein bezeichnendes Licht auf diesen Mustergewerk­
schafter wirfL 

Abschließend antwortet Strohmaier auf den unwider­
legbaren Grundsatz, "Innerhalb der Gewerkschaft 
herrscht Demokratie, nach außen Geschlossenheit": n Was 
sollte eine ,Geschlossenheit nadl außenl auf die Dauer 
der Gewerkschaft nützen, wenn sie unter solcher Opfe­
rung der Gewissens- und Meinungsfreiheit erk'auft wird? 
Haben wir noch nicht genug erfahr.en, wohin diese Un- ... 
t erdrückung führen kann?" Der Herr Strohmaier und 
seinesgleichen wünschen die absolute "Gewissens- und 
Meinungsfreiheit ll

, was ein Freibrief wäre, womit sie jeder 
gewerkschaftlichen Aktion in die Parade fahren könnten. 
Denn der Bruch der gewerkschaftlichen Disziplin ist es 
und nicht die ideologische Anhänglichkeit an das Schwei­
zer Friedensabkommen, der zur Maßreglung Strohmaiers 
führte. Der Fall Strohmaier liegt so klar, daß die gewiß 
nicht "radikalen OQergewerkschafter" des "Arbeitskreises 
Ulm der Evangelischen Aktionsgemeinschaft für :A.rbeit­
nehmerfragen in Baden-Württemberg'l im "Ulmer Ta­
gesspiegel" am 11. November erklärten, "das Verhalten 
des Betriebsratsvorsitzenden Strohmaierll sei für sie 
"nicht unanfechtbar". Freilich hat sie die Entwicklung inner­
halb der IG Metall .auch unabhängig vom Fall Strob­
maier" "an diesem Punkt seit einiger Zeit beunruhigt .. . 

Das Bezeichn4nde am Auspatschen von Gewerkschafts­
interna, wie etwa des provokatorischen Streichs von Ulm, 
ist die Absicht, mit allen Mitteln die IG Metall von innen 
her aufzuweichen. Die gewerkschaftliche Festung liegt 
der gesamten Reaktion wie ein Stein auf dem ~agen. Das 
sofortige Aufstechen gelber 'Geschwüre ist eine selbst­
verständliche 'pflicht, soll der gesunde Organismus nidlt 
anfaulen. 

' .. :;. 



Ein.e R~form /Lad, rückwärts 

Die "Selbstbeteiligung" an den I{ranli.heitsli.osten 
Die kapitalistische Produktions\veise treibt Raubbau 

an der Gesundheit der Arbeiter. Das ist die Erfahrung, 
die sie in mehr als hundert Jahren gemacht haben, in 
England zuerst und nachher in jedem anderen L ande, in 
dem -sich der Kapitalismus durchgesetzt hat. Sie haben 
von Anfang an schwere Kämpfe dagegen geführt, durch 
Kampf um die Verkürzung der Arbeitszeit, durch Ver­
besserung der Arbeitsverhältnisse im Betrieb und ande­
rem mehr. 

Zum Teil lag es im Interesse der bürgerlichen Gesell-
5ma!t selbst, daß der rücksichtslosen Ausbeutung der Ar­
beitskraft eine Schranke gesetzt wurde. Wir erinnern in 
diesem Zusammenhang nur an die Notwendigkeit, die 
Wehrkraft der Volksmassen zu erhalten, die in vielen 

.Fällen den Anstoß zur Einleitung der sogenannten "So­
zialpolitik" gegeben hat, wenn dies auch nicht offen ein­
gestanden wurde. In Deutschland wurde auch aus diesem 
Grunde in den neunziger Jahren des vorigen Jahrhun­
derts mit der Sozialpolitik der Anfang gemacht, und nicht 
nur deshalb, sondern auch um der immer stärker werden­
den politischen und gewerkschaftlichen Arbeiterbewegung 
eingestandenermaßen einen Damm entgegenzusetzen. So 
ist die Sozialpolitik in aUen Ländern ein wichtiges 
Kamptobjekt auf dem Gebiet der politischen und gesell­
schaftli.chen Auseinandersetzungen geworden. 

Wohl das wichtigste Problem ist auf diesem Gebiet die 
Krankenversicherung. die Erhaltung der Gesundheit des 
Arbeiters. Sie is t über die Verhütung und Heilung der 
Berufskrankheiten hinaus eine bittere Nohvendigkeit, 
denn von ihr hängt die Erhaltung der Arbeitskraft in 
hohem Maße ab, die Erhaltung des einzigen Gutes, das 
der Arbeiter besi tzt, um den Lebenskampf zu bestehen. 
Sie liegt deshalb von vornherein in seinem eigensten In­
teresse, und er kann und muß verlangen, daß alles ge­
tan wird, um seine Gesundheit und seine Arbeitskraft zu 
schützen und wiederherzustellen. Denn trotz verkürzter 
Arbeitszeit, trotz aller Schutzmaßnahmen ist seine Ge­
sundheit heute gefährdeter denn je. Der moderne Betrieb, 
die moderne Produktionsweise stellt immer größere An­
forderungen an die Arbeitskraft, und so ist es k ein Wun­
der, daß die vorzeitige Invalidität, besonders auch bei den 
Frauen, immer mehr zunimmt. 

Die Sozialpolitik der Bundesrepublik zählt nicht zu 
ihren Ruhmesblättern. Ihr Prunkstück. ist bekanntlldl die 
Verbesserung der Altersversorgung. Zunächst einmal war 
sie tatsächlich schon seit sehr langer Zeit reformbedürf­
tig, die Altersrenten waren in der riesigen Ueberzahl der 
Fälle zu wenig zum Leben und ' zuviel zum Sterben. Sie 
erlaubten bloß ein Vegetieren. AUch jetzt ist auf diesem 
Gebiet nicht aufgeräumt worden. Die Verbesserung des 
Rentenwesens ist nicht selbstlos erfolgt. Sie war auch ein 
geschicktes Wahlmanöver, das denn auch seinen politi­
schen Zweck ganz gut erfüllt hat. Nachdem das geschehen 
1st, nimmt jetzt das Lamento, daß man "zu weit" gegan­
gen" sei, kein Ende. Das eröffnet für -die Zukunft nidlt 
gerade rosige Perspektiven. 

Wohin die Reise auf sozialpolitischem Gebiet in Wirk­
lichkeit geht, das zeigt deutlich die angekündigte .. Re­
form" der Krankenversicherung. Ihr täte eine wirkliche 
Reform tatsächlich not. Gerade sie wurde immer als das ' 
vorbiidUche Prachtstück der Sozialversicherung in 
Deutschland hingestellt. In Wirklichkeit haben aber auf 
diesem Gebiet andere Länder Deutschland längst über-
holt _ ' , 

Zunächst ist nirgends die Zersplitterung so groß wie 
ger.a51e hier. Es .ist einleuch~end, oder sollte es wenigstens 
sein, daß große, zentralisierte Kassen mehr leisten kön­
nen, als' kleine, zersplitterte. Gerade die Ortskranken­
kassen, die die Ubenviegende Zahl der Versicherten be­
treuen. müssen, sind deswegen benachteiligt, weil die bes­
sereri R",lken, das h.eißt, die Berufe, deren Angehörige 
aus mannigfadlen Gründen weniger Krankheiten ausge­
setzt sind als der Durchschnittsarbeiter, sich in Sonder­
kassen befinden. Darüber hinaus ist a1Jch das ganze innere 
System der Kassen zu einem großen Teil überaltert. Kein 
Wunder, daß' sie in dem Zeitalter der verschärften Aus­
beutung, in dem wir uns befinden, ihre Aufgabe immer 
man'gelhafter erfüllen. 

Ueber die einzelnen organisatorischen Mängel hinaus 
ist das gan~e Prinzip, das Versicherungsprinzip, überal­
tert und r€lf zur Abschaffung. Anstatt aber nun eine 
grundsätzliche Reform durchzuführen, ist man auf den 
Gedanken gekommen, die Vers icherten durch Beteiligung 
an den Arztkosten von der Behandlung abzuschrecken. 
Dieses System läuft den Grundsätzen der sozialen Ver­
s icherung zuwider, und es wird auch letzten Endes keine 
Sanierung der Kassen garantieren. 

Ueber die Versicherten hinaus sind auch die Aerzte bei 
dem jetzigen System die Leidtragenden. Ihre Vergütung 
ist im allgemeinen so gering, daß nur die Masse es brin­
gen kann. Die natürliche Folge davon ist eine ärztliche 
Betre.uung, die diesen Namen oft kaum verdient. Nadl 
den Absichten, die mit der "ReJorm" verbunden sind, soll 
der Selbstbeteiligungsbetrag des Kranken von den Aerz­
ten eingezogen werden. Das Odium soll also auf sie a15ge­
laden werden. Das paßt gar vortrefflich zu dem "Ver­
t rauensverhältnis" zwischen Arzt und Patienten, -das nach 
den Versicherungen der "Reformer" jetzt nicht vorhanden 
ist - und darin haben sie sicherlich nicht unrecht -, und 
das ausgerechnet dami t geschaffen werden soll. 

Die s tarke und ständig zunehmende Ueberbeanspru­
chung der Krankenkassen ist die Folge der vermehrten 
Ausbeutung des Arbeiters im kapitalistischen System von 
heute. Für den vielgerühmten "sozialen Gehalt" der Bun­
desrepublik ist es bezeichnend, daß der Ausweg aus dem 
Dilemma auf Kosten der Versidlerten, der Kranken, der 
Arbeiter, gesucht wird. Ebenso bezeichnend ist es, daß die 
gesamte bürgerliche Presse, auch diejenige, die sien auf 
ihr soziales Verständnis etwas zugute tut, mit dieser Re­
form nach rückwärts einverstanden ist, ja sie geradezu 
begrüßt. Und das geschieht mitten in dem vielgepriese­
nen "Wirtschaftswunder", wo alles im Geld und im über­
fluß schwimmt. Wenn nun schlechte Zeiten kommen, was 
soll dann ers t geschehen? Man kann es sich leicht aus­
malen. 

Eine wirkliche Reform müßte auf Abschaffung des 
jetzigen Versicherungssystems und auf Einführung des 
Fürsorgeprinzips ausgehen. Natürlich ohne das armen­
rechtliche Odium. das heute bei uns mit dem Wort "Für­
sorge" verbunden ist. D aß das durchaus möglich is t, zeigt 
unter anderem besonders England. Aber die Bundesrepu­
blik hat bekanntlich wichtigere Aufgaben zu lösen als die 
Fürsorge für den arbeitenden Menschen. Sie wirft Dut­
zende von Milliarden für den neuen Militarismus hinaus, 
dessen Wert selbst im bürgerlichen Sinn höchst frag­
würdig ist. 

Sie kann sich diese Provokation leisten, weil das Klas­
senbewußtsein der arbeitenden Bevölkerung verschüttet 
ist. Aber wenn ihr dieser Streich gelingen sollte, so wer­
den gerade seine Folgen nicht wenig dazu b eitragen, die 
Arbeiter wieder auf den rechten Weg zu bringen. 

* 
Die wichtigsten Bestimmungen des Entwurfs zur "Re­

form" der Krankenversicherung s ind nach der "Süddeut­
schen Zeitung vom 27. Oktober 1957: 

,,1. Das Krankengeld wird zeitlich unbegrenzt gezahlt, 
also nicht :wie bisher nach sechs Krankheitswochen von 90 
Prozent des Nettolohnes auf 50 Prozent des Bruttolohnes 
gesenkt ... Dauert allerdings eine Krankheit innerhalb 
von drei Jahren länger als 78 Wochen, soll es an Stelle 
des Krankengeldes Rente oder Fürsorgeunterstützung 
geben, weil es sich dann nicht mehr um eine Behandlung, 
sondern um eine Pflege des Kranken handelt. Ist der 
Pflegefall schon nach einem halben Jahr gegeben, tritt 
die gleirhe Regehing ein. Das ' Krankengeld wird künftig 
von der Krankenkasse so lange bezahlt, bis die Rente 
oder die Unterstützung zugesprochen ist. 

2. Familienangehörige sollen dem unmittelbar Ver­
sicherten hinsichUidJ. der ärztlichen Behandlung, der Ver­
sorgung mit Arzneimitteln und der Krankenhauspflege 
gleichgestellt werden. . . Die Krankenhausbehandlung_ 
wird allgemeine Pflichtleistung. 

~. Damit die hohen Leistungen denen zugute kommen, 
die ernstlich krank sind, soll' es bei den LOhnempfängern 
für die ersten beiden Tage kein Krankengeld mehr geben, 
auch dann nicht, wenn sie länger als 14 Tage krank sind. 

9 



Krankengeld wird auch nicht mehr nach Kalender- , son­
dern n a c h Ar bei t s tag e n berechnet. Viele 'Versi ­
cherte, die nur fünf Tage in der Woche arbeiten, erhalten 
also für Samst age und Sonntage kein Geld mehr, dafür 
aber höheres Entgel t je Arbeitstag. Auch wird das Krarf­
kengeld nicht m ehr na ch dem Verdienst der letz ten viel' 
Wochen vor der Krankheit berechnet, sondern nach dem 
Dur c h s c h n i t t s loh n de s Kr a n It e n. Ueberstun­
den der letzten Wochen sollen also unberücksichtig t 
bleiben, das Krankengeld soll nicht höher liegen als der 
normale Lohn. Wer sich künftig krank meldet, muß fer­
ner damit rechnen, daß er i n ne r h a lb von 48 S tun -
den z u m Vertrauensarzt ge h e n muß." 

4. Jeder K r a.nke soll sich an de n Kosten für ärztli che 
Leistungen. für Arzneimittel und KrankenhausaufenthaU 
beteiligen. Diese Selbstbeteiligung, nach Einkommensver­
hältnissen und F amiliens tand gestaffelt, gil t für Arzneien 
und Heilmittel zeitli ch un'Qegrenzt, sonst für die ersten 
sechs Wochen. An den Krankenhauskosten werden aber 
nur die Versicherten bet eiligt, deren Einkommen trotz 
Krankhei t 4 unverändert bleibt, Arbeiter . im all gemeinen 
also nicht. 

5. Versicherungspflichtig sind auch künftig nur Arbeit· 
nebmer mit einem Monatseinkommen bis zu 660 DM. Die­
se Grenze soll unverändert bleiben und n icht mit allge-

Eine Gedenkstunde, die zur Demonstration wurde 

meinen Lohner höhungen steigen. Selbständige sollen nur 
noch versicherungsberechtig t und nicht mehr versiche­
rungspflichtig sein. 

6. Di e Mehrausgaben auf Grund der L eistungsverbes­
serungen werden auf 350 bis 500 Millio nen DM geschätzt; 
durch d ie Selbstbeteiligung sollen 600 bis 700 Millionen 
D1\o1 eingespart werden. Hinzu kommen noch Einsparun­
gen durch den Uebergang zur 5-Tage-Woche. Gelänge es 
bei der B~rechnung des Kra nkengeldes, die Krankhei ts ­
dauer im Durchschnitt um einen Tag zu senken, würden 
sich die Ausgaben der Kassen um 100 Millionen DM ver­
ringern. Eine Beitragssenkung um 1 Prozent ist vorge­
sehen ... 

7. Die Aerzte sollen nicht mehr pauschal, sondern nach 
Einzelleistungen honoriert werden. Eine entsprechende 
Gebührenordnung wird in nächster Zeit von aUen Inter­
essenten zusammengestellt. Die höhere Verwaltungsarbeit, 
die durch die Selbstbe teiligung entsteht, soll der Arzt um 
des gerechten Prinzips willen in K auf nehmen. Die ZU­
lassungspflicht für Aerzte wird gelocker t; künftig wird 
jeder Arzt zugelassen. Um jedoch eine gleiChmäßige Auf­
teilung n ach der Bevölkerungsdichte sicherzustellen, soll 
der Ort zugewiesen werden können. Aerzte über 40 Jahre 
h aben überall in der Bundesrepublik das Recht auf Zu-
lassung ... " -

Die I{ö)llel.- Falliell eh .. ·ell Reiehpietseh UIld I{öbis 

Als Anfang Oktober dieses J a hres dem Standortkom­
mandanten des Fliegerhorstes der Bundeswehr in Wahn 
ein Brief auf den Tisch flatterte, der ankündigte, daß an 
den Gräbern der kaiserlichen Marinesoldaten R e ich -
pi e t s c hund K ö bis, zum 40. Jahrestag der deutschen 
Novemberrevo1ution eine Feierstunde abgehalten w erden 
soll te, wi rd es ihm wohl zunächst die Sprache verschlagen 
haben. 

Die Gräber des Heizers Alwin Köbis von SMS "Prinz­
regent Luitpold" und des Obermatrosen Max Reicbpietsch 
von SMS "Friedrich der Große", die am 5. September 1917 
wegen "Meuterei", "Kriegsverrats" und "A ufs tandserre­
gung" von einer Abteilung Landsturmmänner auf dem 
Schießplatz Wahn ersdlOssen wurden, liegen heute auf 
dem Gelände der Bundeswehr. Theodor Pli v i er ha t 
ihnen sein unvergeßliches Buch "Des Kaisers Kulis" ge­
widmet. K ein Wunder, wenn dem Standortkommandan­
ten, Major Röt h k e. der kal te Schau er über den Rücken 
lief, als er las, daß die Kölner Gruppe der "SJD - die 
Falken ", die_ "Gemeinschaft politisch verfolgter Sozial­
demokraten" und der "Verband der Kriegsdienstverwei­
gerer" an den Gräbern dieser . "Aufrührer" eine F eier­
stunde abhalten wollten. 

Da es in Deutschland, immer üblich war, daß kein 
Kommißkopf selbständig eine Entsmeidung zu treffen 
wagt, SQ gab er den Brief erst einma l an das Verteidi­

igungsministel'iUm weiter. Auch dort w ar man sich nicht 
schlüssig, w ie man reagieren sollte. Man schickte zunächst 
einen Mitarbeiter mit dem ganzen Material zum Insti­
tut für Zeitgeschichte nach M'tihchen, um ein Guta chten 
einzuholen. Und dann muß jemandem im Verteidigungs­
ministerium ein kluger Gedankenblitz zugeflogen sein. 
Das Gesuch der Kölner "Falken'j wurde - dem SPD­
Partei vorstand in Bonn mit deJ;' Bitte um Stellungnahme 
weitergeleitet! Hier war man .an der richtigen Adresse, 
noch dazu zu einem Zeitpunkt - die BundestagsfraktiOJ1 
bast elte gerade die welterschütternden Beschlüsse zur 
Wehrfrage zu sammen -, in dem solch ein schwarzer 
Peter das blanke Entsetzen hervorrufen mußte. So schrieb 
erst einmal Herbert Weh n e r an den ·Vorsitzenden der 
"Falken", ,Kalli Pr a 11, " . .. selbstverständlich bin ich der 
Meinung, daß man' den Menschen von heute die Ereig­

'nisse von damals klar machen sol1te. Aber da durch soll­
ten nicht die augenbJicklichen Beschlüsse der Bundestags­
fraktion gefährdet werden ". 

Der stellvertretende Vorsitzende der' SPD, Waldemar 
von K n 0 e r i n gen, wurde, wie die großbürger1!clle 
.,Zeit" über die ganze Affäre mit Schadenfreude berichtet, 
nach Köln geschickt, um seine jungen Marschierer wieder 
auf Linie zu bringen. Man habe doch jetzt besch!osseh, 
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zur Bundeswehr einen guten Kontakt herzustellen, und 
es ginge doch nicht an, daß in der n ächsten Woche in den 
Zeitungen stünde, "die F alken h aben in der Kaserne auf 
Panzern rote F ahnen gehiß t ". Aber es half nichts, alle 
"staatspoli tischen" Argumente zogen n icht, und dem P~r­
teipräsidium blieb nicht s anderes übrig, als sich für die 
Veranstaltung zu entscheiden. 

So teilte schließlich die Standortkommandantur Wahn 
den Kölne,I' "Falken

j
' lakoni sch mit, "daß ihrem Verband 

die Genehmigung erteilt wird, ohne Kapelle mit einer 
ldeinen Abordnung bis zu zehn Teilnehmern am 9. 11. 58 
das Gelände des Fliegerhorstes Wahn zu betreten, um auf 
dem dortigen Kriegerfriedhof einen Kranz niederzulegen 
. . . Ein Einweiser wird am West-Tor bereitstehen." 

"Zehn Mann - das ist so üblich", erklärte man auf 
eine Anfrage im Verteidigungsministerium. "Das geschah 
aus Sicherheitsgründen", -denn gr ößer e Massen seien 
"nicht mehr überscbatibar". Aus Sicherheitsgrunden ließ 
dann auch der Standortkommandant, der wackere "Bür­
ger in Uniform" Major Röthke, scharfe Munition al1 qie 
Kasernenwachen ausgeben. Der Beigeordn'e te der Stadt 
Porz (zu der Wahn gehört), R ü C kaI d t, ha tte sich mit 
der Standortkommandantur in Verbindung gesetzt, um 
Ordnungsfragen zu besprechen. Hier erfuhr er von 
Röthke, daß für die Veranstaltung die Genehmigung er­
teilt worden sei, "jedoch nicht besonders gern", denn "was 
soll das? Der eine, war ein Meuterer, der ordnungsgemäß 
hingerichtet wurde, der andere soll sogar ein Krimineller 
gewesen sein. Welcher von beiden, das weiß ich nicht. 
Und was die Sicherheit anbetrifft: die Wache hat ja 
scharfe Munition . . . " . 

So refigiert ein deutsches Kommißgehirn im Jahre 1958. 
Die Schatten von Reicbpiet~cb und Köbi s, Gesp enster des . 
revolutionären Aufruhrs. sind ihm noch nach 41 J ahren 
im Grabe unheimlich. Doch nicht genug, als 300 "Falken" 
und "Kriegsdienstverweigerer" mit ihren r oten Fahnen 
am 9. November anrückten, da sta nden 'in Abständen an 

. den Straßenrändern Doppelposten der P olizei, auf Seiten­
wegeJ) parkten voll besetzte Mannschaftswagen der Be­
reitschaftspolizei, und Funkstreifenwagen patrouillierten 
auf der Straße. Während der Zug sich neben dem Kaser­
nentor postierte, wurde die Delegation mit den Kränzen 
von einem Hauptmann 'in Empfang genommen - und zur 
Grabstätte begleitet. Als nach der :({.ranziederlegung ein 
Delegationsrnitglied in einer kurzen Ansprache sagte: 

, "Wir neigen uns in Ehrfurcht vor I\eichpietsch und Köbis-
und verspredlen, ihren K ampf föTtzusetzeo", wandte sich 
der Ha,uptmann demonstra tiv ab. , 

Di~se Feierstunde, di.e ungewollt zu eir;tern entlarve~-. 
den Komödienspiel beitrug, das Bun.d~~weht, P~Uzei und 

, , . 



Bnnde~9J.·epuhlil{ani§ehes Notizbuch 
Auf einer gemeinsamen Milgliederversammlung der 

"Falken", Unterbezirk Frankfurt, mit den J ungsozia listen 
wurde sebarfer Protest gegen die wehrpolitischen Ent­
scheidungen der SPD-Bundestagsf;aktion angemeldet. In 
einer EntschlieDung, die auf dieser Versammlung ange­
nommen wurde, heißt es u. 3.: 

"Die Jungsozialisten und Falken 1n Frankfurt (Ivlain) 
sind nimt bereit, der Empfehlung der Bundestags­
fraktion - in die Bundesw2hr einzutreten - Folge zu 
leisten. Sie verurteilen die Eigenmächtigkeit, die poli ­
tische Zielsetzung und den militärischen Ehrgeiz der 
sogenannten Wehrexperten in der Bundestagsfraktion. 
Dieser hemmungslose Ehrgeiz offenbart sich in der 
ständigen Praxis, die "Wehrpolitik" nicht in der demo­
kratischen Meinungsbildung der Gesamtpartei zu be­
stimmen, sondern durch parlamentarische und eigen­
mächtige publizistische Manöver a uf die NATO fest­
zulegen. Durch diese Winkelzüge wird die Partei aus­
schließlich zur Vfahlhelferkolonne für die Abgeordne­
ten degradiert. Die Partei verliert durch diesen Be­
schluß nieb t nur ihr Ansehen in der Arbeiterschaft, 
sondern auch ihre liberalen und chris tlichen p azifisti ­
schen Anhänger. Das bedeutet eine faktische Sabotage 
der kommenden Wahlkämpfe lind fordert die Verach­
t ung unserer Partei in der politischen OeI1entlichkeit 
geradezu heraus." 

* 
Die Nachricht, daß Bundesminister Sc h äff e r im 

Juni 1955 und im Oktober 1956 nicht nur mit dem sowje­
tischen Botscha.fter in Ostberlin, Pu s e h kin. sondern 
auch mit dem damaligen stel1vel'tretenden Verteidigungs­
minister der DDR und Generalstabscbef der ,.NationaJen 
Volksarmee", Vincenz 1\1 Ü 11 e r. Verhandlungen geführt 
habe, hat in Bonn wie eine Bombe gewirkt. Die Tatsache. 
so folgert die Opposition. gefährde die Glaubwürdigkei t 
der Bundesregierung, Bundeskanzler Ade n a u e r habe 
noch am 12. Oktober 1955 die Kontaktversuche zwischen 
der FDP und der LDP als "schädlich" bezeichnet. Da rüber 
hinaus setzte sich jeder einfache Bundesbürger, der Kon­
takt zu Funktionären der DDR habe, des "Landesverr ats­
verdachts" aus. Aber was bei anderen L euten .. Landes­
verrat.. ist, das ist bei Bundesministern .. Diplomatie". 
Eine recht stümperhaft e Geheimdiplomatie allerdings, die 
für Walter U 1 b r ich t einen gelungenen Propaganda ­
effekt zu den Wahlen in Westberlin geliefert bat. Aber 
es soll scl10n klügeren Leuten passiert sein, daß sie selbst 
die Düpierten waren, als sie andere für dumm verkaufen 
wollten. 

• 
.. Unterm .eigenen Galgen." Unter dieser Ueber schrift 

nimmt die Frankfurter am 15. November zum Fall 
Sc h ä f fe r Stellung: 

"Bundespressechef von Eck a r d t, dessen abschät­
ziger Ton in der Behan dlung dies~r Sache in der Pres­
sekonferenz nicht zu überhören war. meinte, Bundes­
minister Schäffer habe s ich - mit Wissen des Bundes­
kanzlers also - "durch sein Gewissen" verpflichtet 
gefühlt, diese Gespräche mit Pu s c h kin und M ü I -
I e r zu führen. Ausgezeichnet . Endlich t aucht das 
"nationale" Gewissen in dieser besonderen Frage in 
einer so besonderen Form innerhalb der Bundesr egie-

-<-
SPD-Vorstand als Hauptpersonen vereinigte. hat noch 
ein Nachspiel. Nachträglich, als es' nichts mehr kos tete, 
protestierte ausgerechnet der SPD-Wehrexperte B e e r­
m a n n gegen die Anordnungen der Standortkomman­
dantur und des Verteidigungsminister iums. Beermann 
sagte, er halte dies für "ein bedenkliches Zeichen für das 
innere Gefüge der Bundeswehr". Ausgerechnet Herr 
Beermann. der erst kürzlich im .. Vorwärts" die Ansicht 
vertreten h at , die Sozialdemokraten hätten 1918 in die 
Freikorps eintreten müssen, er, der die Niederschlägung 
der Revolution durch No s k e so warm verteidigt. Ge­
rade Herr Beermann ist, genau wie die Behandlung dieser 
Falkenaktion durch den Parteivorstand, ein Symptom 
dafür, daß es im .. inneren Gefüge" der SPD niebt mehr 
stimmt. Nicht ers t seit heute. Und dieses Gefühl war es, 
das die Entscheidung der Kölner Falken wohl entscheidend 
mit bestimmt hat. 

rung auf l Aber wi r fragen uns, weshalb zur gleichen 
Zeit, als sich das "Gewissen" bei einem Bundesmini­
ster Bahn br ach, der frühere Präsident des Bundes­
amtes für Verfassungsschutz, Dr. Otto J 0 h n, zu vier 
JahTen Zuchthaus verurte ilt wurde? ... 

Ist es nicht besonders unheimlich, daß dieses Regie­
rungsmi tglied heute in seiner Eigenschaft als Justiz­
minister, mit hektischem Eifer die Todesstrafe für 
Landesverrat in Krisenzeiten fordert? Wäre das, was 
Herr Schäfter getan hat, bei einem .. kleineren MannIl 
nicht schon in bedenkli che Nähe der in Bonn allge­
mein herrschenten Vorstellungen von Landesverrat 
gerückt? . .. Wird Bundesjustizministe r Schäffer 
jenen Galgen, den er für andere zimmern will, auch 
für sich selbst in Anspruch nehmen?" 

* 
Zur Diskusslon um die Einführung der Todesstrafe, 

die von der Revolver-Presse täglich a uf neue aufs Tapet 
gebracht w ird, führt die "Süddeutsche Zeitung" vom 
4. November 1958 überzeugende Argumente an: 

"Gleich Innenminister Sc h r öde r verlangt 
~ c h äff e r die Todesstrafe a uch bevorzugt für "na­
tIona le Gefahr" . .. Staatsnotstand" und speziell gegen 
Hoch-und Landesverräter, Dabei ist man offenbar we­
nig angefochten von der UeberJ egung, wie fragwürdig 
die entsprechenden pali tischen Straf tatbestände sich 
besonders in einem zweiget eilten Deutschland dars tel­
len müssen . 
Man sieht jetzt klar, daß Schäfter gar nicht daran 
denkt, sein Votum für die Todesstrafe auf besonders 
abscheuliche Kapitalverbrechen des Mordes zu be­
schränken, worüber sich immerhin ernsthaft hätte 
diskutieren lassen. Freilich, nicht viel mehr als zehn 
Jahre. n achdem deut sche M ilitärrichter zufolge Doku­
menten des OKW schon bis 31. Janua r 1945, also ohne 
das Wüten in der letzten Kriegsphase, nicht weniger 
als 24 559 Todesurteile gegen V\'ehrmachtsangehörige. 
deutsche Strafrichter der zivilen Justiz nach einer 
jüngsten Konstatierung des Gener albundesanwalts 
G Ü d e .. mindestens 16000 Todesurteile " allein während 
des Z:veiten Weltkrieges verfügt und du rch Kugel, 
FallbeIl oder Galgen zum VoI1 zug haben kommen las­
sen, muß es in jedem Fall mehr als problematisch er­
sebeinen, den Staat schon wieder in d ie Lage zu ver­
setzen, daß er Menschenleben auslöschen k ann. 

Es geht vor allem um die Atmosphäre in unserem 
Staat swesen, worin der Fall "Todesstrafe" ja nur ein 
wenn auch wichtiges, Indiz für die Denkweise ist, nach 
der man unseren Staat künftig gestalten w ill. Natür­
lich ist die Todesstrafe für Mord bei einem hoben Pro­
zentsatz der Bevölkerung "p opulär ". Aber man muß 
sich dann und wann auch dem Populären widersetzen, 
wo es nämlich, rückschrittlich ist und zum wiederaut­
gerichteten Fallbeil führt. das morgen Mörder, ü bet­
morgen aber auch "Staatsfeinde" wird r icht en sollen, 
ungeachtet auch dessen, daß Richter, die zwischen 1933 
und 1945 oft wegen Bagatellen - etwa eines bei "Ver­
dunkelung" gestohlenen Koffers oder eines mißmuti­
gen Wortes über den "FUhrer" - Menschen zu Tode 
brachten, heute vielfach noch oder schon wieder in 
richterlichem Amt und Würden sitzen." .. 
Das Landgericht Bonn hat Klage erhoben gegen den 

früheren persönlichen Referenten Ade n aue r s. l\lini­
steralrat Hans K i I b. den Generaldirektor der Daimler­
Benz-Werke. Dr. Fritz K ö n ec k e. den Daimler-Benz­
Direktor Ralf S t a e I in, d en R egierungsr at Werner 
B rom b a c b und den D aimler-Benz-Vertreter Friedrich 
H u m m e i s h e i m. Sie l autet auf schwere passive bzw. 
aktive Bestechung. Der Prozeß \vird voraussichtlich im 
Februar nächst en Jahres in Bonn stattfinden. Die s traf­
rechtlichen Vorwürfe gegen Kilb beziehen. sich au! die 
Beschaffung eines Dienstwagens für den Bundeskanzler, 
auf die Lieferung von 750 Omnibussen im Werte von 60 
Millionen DM nach Teheran, auf die seit 1956 best ehende 
Verordnung für Maße und Gewichte bei L a,stwagen und 
auf die Annahme mehrerer .. Leihwagen " von Daimler-­
Benz. Wenn die Staatsanwaltschaft genügend Rückgrat 
besitzt, so wird dieser Prozeß noch weite Kreise ziehen. 
Nach ihren Ermittlungen haben nämlich rund 200 Beamte 
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des Bundes und der Länder Geschenke der Firma Daim­
ler~Benz entgegen genommen. Auf die Anfrage eines 
Journalisten, ob die Firma etwas zu der 135 Seiten starken 
Anklageschrift zu sagen habe, wurde ihm erklärt: "Sehr 
viel, aber erst später." Vorerst scheint es den Herren 
Direktoren von Gnaden Friedrich F 1 i c k s die Sprache 
verschlagen zu haben. 

Der SPD-Pressedienst veröffentlichte eine 32 Seiten 
umfassende Sonderausgabe über "Bonner Affären und 
Skandale" mit einer "bei weitem nicht vollständigen" 
Liste von Kot"ruptionsfäUen und Verleumduogsaffären. 
Die Aufstellung führt unter anderem die Fälle K i 1 b, 
B rom b ach, Sie m er, B I a n k e n h 0 r n, die Kor­
ruptionsfälJe im Koblenzer Beschaffungsamt, den "Ruf­
mord" an den SPD~Funktionären Sc h l' 0 t hund 
Sc ha r 1 e y, die Auseinandersetzungen zwischen Bun­
desverteidigungsminister S t rau S s und dem Banner Po­
lizisten H a h 1 b 0 h m, den Fall Sc h I i t t er, den Fall 
S t e p h an, die Vorgänge um den "Diamantemnacher" 
Meinck e, die Unterschlagungen des früh eren CDU­
Stadtverordneten Ja h n , den Berliner "Lotto-Skandal", 
den Fall des Bundeswehr-.. Chef-Psychologeo" Sc h n ei -
der und andere an. Die Aufstellung erstreckt sich auch 
auf den Fall Eis eie und den Fall S c h m eis s e r. Er­
wähnt wird auch der "Prachtbau" einer Amtswohnung 
für Bundesaußenminister von B ren t a n o. Als neuen, 
bisher von der Presse n icht aufgegriffenen Fall führt die 
Auistellung den Hilfsreferenten im Auswärtigen Amt, 
Paul Kur b j u h n, an. Kurbjuhn war SS-Sturmbann­
führer, "Leibfotograf" Heinrich H i m m 1 e r s und Mit­
arbeiter der SS-Zeitung "Das Schwarze Korps" . Der SPD­
Pressedienst fragt, was das Bonner Auswärtige Amt ver­
anlaßt habe. diesen SS-Propagandaschreiber einzustellen. 

* 
Mit einer scharfen Glosse nimmt "Die "'elt der ArbeW' 

zu den Entschädigungszahlungen für die Repa.rations,rer­
luste der Indnstric Stellung. Die Zeitung des DGB 
schreibt u. a.: 

"In Westdeutscb.land gibt es bald nur noch Geschä­
digte. Zunächst einmal waren es jene, die von den 
Nazis enteignet, verhaftet, hinausgeworfen waren. Die 
Wiedergutmachung an diesen Menschen ist immer noch 
nicht abgeschlossen, Dennoch hatten die alten Nazis die 
Dreistigkeit, ebenfalls a ls "Geschädigte" auf den Plan 
zu treten. Sie gründeten einen Verein der "Entnazifi­
zierungsgeschädigten ", in dem sich die Ehemaligen zu­
sammenfanden und nun für "ihnen angetanes Unrecht" 
ei,ne Wiedergutmachung verlangen. 

Mit dieser Frechheit nicht genug, in würdiger Nach­
folge des Verbandes der Ehemaligen kommt nun der 
Bundesverband der deutschen Industrie daher und tor­
dert vom Staat eine Entschädigung für die Repara­
t ionen, die das besiegte 'Deutschland leis ten mußte. 
Voin Staat, das heißt also vom Steuerzahler. Es han­
delt sich dabei nur um die kleine Summe von rund 14 
Milliarden DM, 

Wir geben zu, daß die notleidenden Unternehmer 
diese Summe gut gebrauchen könnten. Wir haben ih­
nen über die betrügerischerweise "SelbstfinanzierungU 

genannte Verbraucherschenkung ihre Produktionsstät­
ten aufgebaut, wir durften zusehen, wie bei der Wäh­
rungsreform die Sachwertbesitzer ungeschoren davon­
kamen. Nun sollen wir den geplagten Unternehmern 
auch noch die Reparationen zurückerstatten. Immer 
forsch nach dem Motto: Alle für einen ! 

E s wäre ja auch gelacht, wenn die Großunterneh­
mer nicht aus jedem Krieg reicher, mächtiger und 
stärker hervorgehen würden. Wozu sind denn Kriege 
da? Zum Verdienen, zum Verdienen ... " 

* 
Au.t tfinl Kundgebungen ha t die IG Bergba.u am 9. No­

vember im Rubrgebiet gegen die KoblenpoUtik der Bun­
desregierung und der Zecbenunternehmen demonstriert. 
Unter anhaltendem Beifall erklärte der 1. Vorsitzende 
Gut e 'r mut h in Essen, die Gewerkschaft müsse es ab­
lehnen, noch länger "als Bettler vor den Toren der Bon-

ner Ministerien zu stehen". Bei weiterer Tatenlosigkeit 
der Bundesregierung werde ~ie nicht bereit sein, die Ver­
antwortung für die wirtschaftlichen und politischen Fol­
gen zu übernehmen, die sich aus der Not der Bergarbeiter 
ergeben würde. In einer auf allen Versammlungen ange­
nommenen "Entschließuog zur Lage im Steinkohlenberg­
bau" fordert die IG Bergbau von den Unternehmern die 
sofortige Einstellung der Feierschichten und langfristige 
Sicherung der VOllbeSchäftigung, konkrete Verhandlungen 
über die Einführung der Fünf-Tage-Woche und die Be­
reitschaft "an der Kapazität der hejmischen Steinkohlen­
produktion nichts zu ändern." 

" 
Bundesfnncnminister Sc h r öde r bestritt, daß er in 

seiner Stuttgarter Rede vom 30. Oktober eine Umwa.nd. 
lung der .. Verfassungsschut7.ä.mter" in .. StaatssicbeJ"heits­
ämter" mit einer eigenen Exekutive gefordert babe. Es 
jst wie immer bei solchen provokatorischen Versuchsbal­
lons: "die Kritik stützt sich auf falsch e Zitate". Auch sei 
seine Ueberlegung, die Bezeichnung des Verfassungs­
schutzes gegen den Begriff der Staatssicherheit auszu­
wechseln, nicht als konkreter Vorschlag gemeint gewesen. 
Es ist das Pech des Herrn Schröder. daß seine Rede sebon 
im "Parlament" nachgedruckt worden ist. Selbst in dieser 
schon redigierten Fassung steht fOlgendes klar und deut· 
lich zu lesen: 

.. Nach meiner Meinung ist auch der gewählte Name 
("Verfassungsschutz", d. Red.) wenig glücklich. Bei der 
den Aemtern gestellten Aufgabe handelt es sich um 
Staatssic."Ierheit. I ch meine, der Begriff "Staatssicher­
heit" kann nicht dadurch verdächtig ·gemacht werden, 
daß Staatssicherheit in einer bestimmten Vergangen­
heit mit verabscheuungswürdigen Methoden verbunden 
war. Ich denke, daß wir eines Tages getrost zu diesem 
Namen zurückkehren können.'4 ("Das Parlament", 
Nr. 45, 12. November 1958), 

Wenn darin, wie Herr Schröder jetzt behauptet, kein 
konkreter Vorschlag enthalten sei, so hat er wohl ver­
gessen, was er gesagt hat Uebrigens hat auch die FDP 
inzwischen festgestellt, daß sieb die Versuche zur Ein­
schränkung der freiheitlich-demokratischen Grundord­
Dung seit der letzten Bundestagswahl häuften. Innerhalb 
eines kurzen Zeitraums sei die "Lex Soraya" zur Ein­
schränkung der Pressefreiheit vorgelegt, die Einführung 
der Todesstrafe für politische Vergehen gefordert, der 
zivi lrechtlime Ehrenschutz als Instrument gegen die Mei­
nungsfreiheit geplant und die Umwandlung der Verfas­
sungsschutzämter in eine Staatssicherheitspolizei ange­
kündigt worden. Zur gleichen Zeit hätten führende Re­
gierungsrnitglieder bei den Affären Ha h 1 b 0 h m­
S t rau s s, K i 1 bund B] a u k e n h 0 r n - Hall s t e i n­
S t r a c k eine Haltung gezeigt, die "alles andere als bei­
spielhaft im Sinne der Rechtsstaatlichkeit war". 

.. 
Die Rede des sowjetischen Botschafters in Bonn, 

S mir n 0 w, in der Sendereihe des Bayrischen Rund­
funks .,Politik aus er ster Hand" dürfe nicht dazu b enutzt 
werden, einem Staatse influß auf den Rundfunk das Wort 
zu reden, erklärte der bayrische Innenminister atto B e ­
zold (FDP). Er nahm damit Stellung zu -der Forderung 
des Bundestagsvizepräsidenten Dr. Richard Ja e ger 
(CSU), nach dieser umstrittenen Rede des "Staatsfeindes 
Nr. I " den Bayrischen Rundfunk ebenso wie alle anderen 
Rundfunkstationen unter Staatsaufsicht zu stellen. "Jetzt 
haben wir die Handhabe dazu und jetzt wird es dazu 
Zeit", erklärte Jaeger vor Journalisten. Bezold erklärte, 
es gehe nicht an, akkreditierte Botschafter a ls Staats­
feinde zu bezeichnen. .. 

.. Immer im 1. Rang". Unter dieser Ueberschrift veröf­
fentlicht eine Wochenzeitung folgende Notiz, zu der man 
keinen Kommentar zu geben braucht: "Aus den Brutto­
Spieleinnahmen des d eutschen Lottoblocks erhielten die 
Bundesländer in den letzten drei J ahren· 700 Millionen 
DM. Davon betrug die Lotteriesteuer allein 310 Millionen 
D~Thrark. " 
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